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1. Mitteilungen 

 

Geschäftsordnung 

Ratspräsident Beat Habegger: Die Geschäftsleitung beantragt Ihnen, das 

heutige Traktandum 5, «Einführung e-Collecting» (KR-Nr. 5a/2019), und 

das heutige Geschäft 13, «Pilotprojekt zur Einführung von e-Collecting» 

(KR-Nr. 160/2025), gemeinsam in freier Debatte zu behandeln. Sie sind da-

mit einverstanden.  

Wird das Wort zur Geschäftsliste weiter gewünscht? Dies ist nicht der Fall. 

Wir fahren fort wie vorgesehen. 

 

Antworten auf Anfragen 

Ratspräsident Beat Habegger: Der Regierungsrat hat uns die Antworten auf 

drei Anfragen zugestellt: 

– KR-Nr. 261/2025, Möglichkeiten einer Kostenverrechnung bei Sterbe-

hilfe von ausländischen Personen 

 Monika Keller (FDP, Greifensee), Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Vol-

ketswil) 

– KR-Nr. 271/2025, Jüngere Kinder im Kindergarten 

 Marzena Kopp (Die Mitte, Meilen), Priska Hänni-Mathis (Die Mitte, Re-

gensdorf), Tamara Fakhreddine (FDP, Bonstetten) 

– KR-Nr. 282/2025, Steuerausscheidungen bei Unternehmenssteuern 

 Mario Senn (FDP, Adliswil), Gabriel Mäder (GLP, Adliswil) 

 

Ratsprotokoll zur Einsichtnahme 

Auf der Webseite des Kantonsrates ist einsehbar: 

– Protokoll der 128. Sitzung vom 10. November 2025, 8.15 Uhr 

 

Zuweisung von neuen Vorlagen 

Zuweisung an die Justizkommission: 

– Beschluss des Kantonsrates über die Nachwahl von Mitgliedern des 

Schiedsgerichts in Sozialversicherungsstreitigkeiten für die Amts-

dauer 2025–2031 

 Vorlage 6054 

Zuweisung an die Kommission für Bildung und Kultur: 

– Volksschulgesetz 

 Vorlage 6052 

– Beschluss des Kantonsrates über die Verselbstständigung der Filiale 

Hohlstrasse der Kantonsschule Wiedikon zur Kantonsschule Aus-

sersihl 
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 Vorlage 6056 

Zuweisung an die Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt: 

– Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 347/2022 betreffend 

Kreislaufwirtschaft: Auslegeordnung zu den nötigen gesetzlichen Än-

derungen 

 KR-Nr. 347a/2022 

Zuweisung an die Kommission für Staat und Gemeinden: 

– Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 114/2023 betreffend 

Kantonale Schuldenbremse 

 KR-Nr. 114a/2023 

 

 

2. Wahl eines Mitglieds des Verwaltungsrates der Elektrizitätswerke 

des Kantons Zürich (VR EKZ) 

für Bruno Heinzelmann 

Antrag der Interfraktionellen Konferenz 

KR-Nr. 329/2025 

 

Markus Schaaf (EVP, Zell), Präsident der Interfraktionellen Konferenz 

(IFK): Die Interfraktionelle Konferenz schlägt Ihnen zur Wahl in den Ver-

waltungsrat der EKZ vor:  

 

  Gregor Süssli, SVP, Thalwil. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Wird der Vorschlag vermehrt? Das ist nicht 

der Fall. Diese Wahl kann offen durchgeführt werden oder wird geheime 

Wahl beantragt? Das ist ebenfalls nicht der Fall.  

Da nur ein Wahlvorschlag vorliegt, erkläre ich, gestützt auf Paragraf 124 

Absatz 2 des Kantonsratsgesetzes, Gregor Süssli als gewählt. Ich gratuliere 

zur Wahl und wünsche Erfolg und Befriedigung im neuen Amt.  

Klatschen wir, wenn er schon auf der Tribüne sitzt. (Applaus) 

 

Das Geschäft ist erledigt. 
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3. Humanitäre Hilfe für Kinder 

Postulat Christa Stünzi (GLP, Horgen), Markus Schaaf (EVP, Zell), Clau-

dia Bodmer-Furrer (Die Mitte, Maur) vom 10. November 2025 

KR-Nr. 358/2025, Antrag auf Dringlicherklärung 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Der Rat hat heute über die Dringlichkeit des 

Postulats zu entscheiden. Ich erinnere Sie daran, dass die Redezeit in einer 

Dringlichkeitsdebatte zwei Minuten beträgt.  

 

Christa Stünzi (GLP, Horgen): Wie schon eben gesagt, geht es heute nur um 

die Dringlichkeit. Um diese zu begründen, muss ich trotzdem kurz etwas 

zum Inhalt des Postulats selbst sagen: Wir leben leider in einer Zeit, in der 

wir Nachrichten von schlimmen Konflikten und Katastrophen täglich lesen 

müssen. Dieses Leid sehen wir täglich in den Medien und wir wissen: Die-

jenigen, die am meisten leiden, sind die Kinder. Deshalb kam dieser Vorstoss 

zustande, mit dem wir fordern, dass jährlich 5 Millionen Franken aus dem 

Lotteriefonds, einer Kasse, die uns zur Verfügung steht, eingesetzt werden 

sollen, um dort, wo Leid besteht, dieses Leid etwas zu lindern.  

Nun fragen Sie sich: Wenn es jährlich geschehen soll, weshalb ist es dann 

dringend? Wir lesen Berichte von diesen Katastrophen und Krisen und Kon-

flikten heute, gestern und vermutlich auch morgen. Dennoch braucht es das 

Geld möglichst bald. Jeder Monat, den es länger dauert, bis dieses Geld zum 

ersten Mal gesprochen werden kann, ist einer zu viel. Entsprechend müssen 

wir vorwärtsmachen und hier eine Grundlage schaffen, damit wir in Zukunft 

eben schnell, flexibel und agil reagieren können.  

Das bringt mich noch zu einem wichtigen Punkt: Es geht uns nicht darum, 

dass der Kanton Zürich das Rad komplett neu erfinden muss. Er soll sich an 

den Kriterien für humanitäre Hilfe, die der Bund kennt, orientieren. Auch 

dort ist eine langjährige Praxis vorhanden, wie das Geld eingesetzt werden 

kann, vor allem, um Menschen in Not flexibel und schnell zu helfen. Dieses 

Beispiel soll der Kanton Zürich sich zum Vorbild nehmen und hier umsetzen 

– einfach für die Kinder, die es brauchen auf dieser Welt. Vielen Dank für 

die Unterstützung. 

 

Marc Bochsler (SVP, Wettswil a. A.): Bevor wir über die Dringlichkeit spre-

chen, möchte ich etwas klar festhalten: Das Leid der Kinder in den humani-

tären Krisen ist erschütternd. Kinder, die im Krieg aufwachsen, ohne Schutz, 

ohne medizinische Versorgung, oft ohne ihre Eltern, das geht uns allen nahe. 

Wir können und wollen dieses Leid nicht ausblenden.  

Aber heute geht es nicht um die Frage, ob man helfen soll, sondern einzig 

darum, ob dieser Vorstoss dringlich ist. Und genau hier braucht es Klarheit: 
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Dringlichkeit bedeutet, dass der Kanton Zürich sofort handeln muss. Doch 

bei humanitärer Hilfe im Ausland hat der Kanton keine gesetzliche Zustän-

digkeit, diese Aufgabe liegt eindeutig beim Bund. Wenn wir aber gar keinen 

Auftrag haben, kann es auch keinen dringenden Handlungsbedarf geben. Die 

Schweiz engagiert sich über die DEZA (Direktion für Entwicklung und Zu-

sammenarbeit) jedes Jahr mit sehr hohen Mitteln gerade zugunsten von Kin-

dern in den grössten Krisengebieten der Welt. Es besteht deshalb keine Lü-

cke, die der Kanton Zürich dringlich schliessen müsste. Der Gemeinnützige 

Fonds ist bewusst für Projekte im Kanton Zürich geschaffen worden, wie-

derkehrende Auslandzahlungen sind systemfremd und rechtlich ausge-

schlossen. Das Postulat verlangt aber genau das. 

Eine dringliche Behandlung eines Anliegens, das rechtlich nicht umsetzbar 

ist, führt uns nicht weiter. Wir bitten Sie, die Dringlichkeit abzulehnen. Bes-

ten Dank. 

 

Claudio Zihlmann (FDP, Zürich): Auch die FDP-Fraktion anerkennt, dass 

insbesondere in der heutigen Zeit viele schlimme humanitäre Krisen existie-

ren und sich unweigerlich auch weitere entwickeln werden. Und schlussend-

lich sind es immer auch die Kinder, welche am meisten darunter leiden. Wir 

anerkennen auch, dass insbesondere die Schweiz im Rahmen von humanitä-

rer Hilfe sich in der internationalen Entwicklungszusammenarbeit entspre-

chend beteiligen sollte.  

Heute reden wir aber über die Dringlichkeit, und diese sehen wir als nicht 

gegeben. Vorgeschlagen sind 5 Millionen Franken jährlich aus dem Gemein-

nützigen Fonds. Aus unserer Sicht sollte der Regierungsrat etwas mehr Zeit 

erhalten, um zu analysieren, welche anderen Projekte allenfalls nicht oder 

später realisiert werden könnten, falls diese 5 Millionen Franken jährlich ge-

sprochen werden, ob dieser Verteilschlüssel, der von der GLP-Fraktion vor-

geschlagen wird, wirklich dem entspricht, was auch der Kanton Zürich sich 

vorstellt, und konkret, welche Organisationen genau profitieren könnten. 

Deswegen, denken wir, bräuchte der Regierungsrat etwas mehr Zeit.  

Nur ganz kurz inhaltlich, es wurde auch bereits gesagt: Schlussendlich ist es 

die Schweiz, die sich entsprechend an der internationalen Entwicklungszu-

sammenarbeit beteiligen sollte und eher nicht der Kanton Zürich. Aber zu 

dieser inhaltlichen Debatte werden wir noch kommen.  

Die FDP-Fraktion wird die Dringlichkeit nicht unterstützen. Vielen Dank. 

 

Jasmin Pokerschnig (Grüne, Zürich): Also von der FDP und der SVP höre 

ich bis jetzt nichts als faule Ausreden. Die Dringlichkeit ist gegeben, Armut, 

Kriege und Naturkatastrophen drängen die Menschen in die Verzweiflung 

und in Nöte, die wir uns nicht vorstellen können. Dazu kommt, dass viele 
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Länder ihre Ausgaben für die humanitäre Hilfe reduziert haben, unter ande-

rem auch die Schweiz. Gemäss der Reformierten Kirche betragen in der 

Schweiz die Kürzungen alleine für das laufende Jahr 110 Millionen Franken. 

Wir unterstützen die Forderung der GLP, der Mitte und der EVP und erin-

nern die drei Fraktionen an dieser Stelle auch an unsere Forderung, die wir 

im Dringlichen Postulat betreffend «Humanitäre Soforthilfe zur Behandlung 

von verletzten Kindern aus Gaza» (KR-Nr. 357/2025) formuliert haben. Wir 

rechnen auch da mit Ihrer Zustimmung. Wir stimmen der Dringlichkeit zu. 

 

Alan David Sangines (SP, Zürich): Mehr als 473 Millionen Kinder, etwa ei-

nes von sechs Kindern weltweit, wachsen in Regionen auf, die von bewaff-

neten Konflikten geprägt sind. Zugleich wurden im vergangenen Jahr 41'763 

Verbrechen an Kindern in Konflikten dokumentiert, und das zeigt, dass wir 

keinen Tag warten können, um Unterstützung zu leisten. Aus diesem Grund 

sind wir selbstverständlich mit der Dringlichkeit einverstanden und möchten 

auch noch, vielleicht anschliessend an Jasmin Pokerschnigs Votum, einen 

nett gemeinten Ratschlag an GLP, Mitte und EVP geben: Ihr habt gesagt, ihr 

hättet dieses Postulat eingereicht, weil es dringlich sei mit all den Krisen, die 

laufen. Ich glaube, etwas inspiriert wurdet ihr schon durch unseren Vorstoss 

für 1 Million Franken für die humanitäre Hilfe verletzter Kinder aus Gaza. 

Vielleicht nächstes Mal für die Ratseffizienz: Wenn ihr auf uns zugekommen 

wärt, hätten wir alle bei euch unterzeichnen können. Dann hätten wir uns die 

Dringlichkeitsdebatte heute ersparen können, hätten die Dringlichkeit auch 

so erreicht, einfach als Tipp für das nächste Mal. Aber die Idee ist gut, wir 

sind konstruktiv, deshalb stimmen wir der Dringlichkeit auf jeden Fall zu. 

 

Claudia Bodmer-Furrer (Die Mitte, Maur): Wir sprechen hier und heute 

nicht über abstrakte Zahlen, sondern über Kinder, die mitten in humanitären 

Krisen versuchen zu überleben. Wer Nachrichten schaut oder Zeitungen 

liest, weiss, dass die weltweite Lage aktuell besonders angespannt ist. 

Kriege, Armut, Naturkatastrophen und ein überlastetes Hilfssystem ver-

schärfen die Not der Schwächsten massiv. Am vergangenen Freitag wurde 

bekannt, dass das IKRK (Internationales Komitee vom Roten Kreuz) auf-

grund einer Budgetkürzung im kommenden Jahr auf 2900 Vollzeitstellen 

verzichten muss, dazu die IKRK-Präsidentin Mirjana Spoljaric, ich zitiere: 

«Wir sind derzeit mit einem gefährlichen Zusammentreffen eskalierender, 

bewaffneter Konflikte, umfassender Kürzungen der Hilfszahlungen sowie 

einer systemischen Toleranz für schwere Verstösse gegen das humanitäre 

Völkerrecht konfrontiert.» Die Dringlichkeit ergibt sich aus der einfachen 

Tatsache, dass die Hilfe jetzt gebraucht wird, nicht in einem Jahr, nicht nach 
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langen Abklärungen, sondern in diesem Moment, wo Hunger, fehlende me-

dizinische Versorgung und Gewalt tägliche Realität sind. Gerade die Bedürf-

nisse von Kindern können in einer solch angespannten Situation nicht aus-

reichend berücksichtigt werden. Ein Zitat, das unsere Haltung gut beschreibt, 

stammt von der ehemaligen UNO-Hochkommissarin für Menschenrechte, 

Mary Robinson: «Das Einzige, was schlimmer ist als Ungerechtigkeit, ist, 

nichts dagegen zu unternehmen.» Genau darum geht es, nicht nichts zu tun, 

sondern Verantwortung zu übernehmen. Der Kanton Zürich kann helfen und 

darum soll er es tun, und er soll es jetzt tun.  

Die Mitte stimmt der Dringlichkeit zu. 

 

Markus Schaaf (EVP, Zell): Wir erinnern uns, wie rasch Hilfe möglich war, 

als wir vor fünf Jahren (aufgrund der Corona-Pandemie) Soforthilfe für un-

sere Unternehmen beschliessen mussten. Da ging es nicht um Kinder, son-

dern um Unternehmen. Praktisch über Nacht hat der Regierungsrat Unmög-

liches möglich gemacht. Als EVP sind wir überzeugt, dass der gleiche Re-

gierungsrat auch heute, hier und rasch wirksam die nötigen Grundlagen für 

diese Hilfe schaffen kann – wenn er denn will. Die Lage in vielen Krisenge-

bieten ist jetzt akut. Kriege, Vertreibungen, Hunger und Naturkatastrophen 

treffen Millionen von Menschen, und Kinder tragen die schwerste Last. Sie 

sind nicht nur häufiger betroffen, sie sind auch verletzlicher und haben we-

niger Schutzmöglichkeiten. Und genau deshalb ist dieser Vorstoss dringlich. 

Und wenn ich Sie richtig verstanden habe, unterstützen Sie das Postulat und 

stellen sich nur gegen die Dringlichkeit. Deshalb bin ich dann froh, wenn wir 

bei der Bearbeitung des Postulats auch auf Ihre Stimmen zählen dürfen, liebe 

SVP und FDP. Verzögerung bedeutet nämlich nicht einfach administrativen 

Aufschub, sondern konkret weniger Nahrung, weniger Medikamente, weni-

ger Schutz, weniger Überlebenschance.  

Der Kanton Zürich ist ein starker, wirtschaftlich robuster Kanton. Wir haben 

heute die Möglichkeit, rasch und gezielt einen Beitrag zur Hilfe zu leisten. 

Es geht nicht um neue Strukturen, es geht auch nicht um langfristige Ver-

pflichtungen und Abhängigkeiten, sondern darum, sofort und wirksam eine 

Reaktion zu zeigen auf eine Notlage, die jeden Tag dramatischer wird. 

Dringlichkeit heisst Verantwortung übernehmen, nicht zuschauen, dann 

wenn wir handeln könnten und müssten. 

 

Lisa Letnansky (AL, Zürich): Die AL unterstützt die Dringlichkeit dieses 

Postulats. Wir danken der GLP, EVP und Mitte dafür, dass sie dieses wich-

tige Anliegen eingebracht haben und anerkennen, dass rascher Handlungs-

bedarf besteht. Wenn es um das Leben und die Gesundheit von Kindern geht, 
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darf Politik nicht träge sein. Die humanitäre Hilfe vor Ort ist dringend not-

wendig. Mit gezielten Massnahmen können viele Kinder unmittelbar unter-

stützt werden, gerade in Regionen, in denen Hunger, Vertreibung und Ge-

walt herrschen. Jede Verzögerung bedeutet für diese Kinder eine reale Ver-

schlechterung ihrer Situation.  

Genauso dringlich die Evakuation und die medizinische Behandlung von 

schwer verletzten und/oder schwer kranken Kindern in der Schweiz. Dort, 

wo die zivile Infrastruktur, insbesondere Spitäler, beschädigt oder zerstört 

ist, kann ihnen schlicht nicht angemessen geholfen werden. Es ist ein Gebot 

der Menschlichkeit, dass wir handeln, wenn wir können. In diesem Sinne 

hoffen auch wir sehr, dass zum gegebenen Zeitpunkt auch das Postulat 

357/2025 zur humanitären Soforthilfe für verletzte Kinder aus Gaza unter-

stützt wird. Beide Vorstösse gehören zusammen, beide entsprechen der hu-

manitären Tradition unseres Landes, auf die wir gern verweisen und der wir 

heute gerecht werden müssen. Besten Dank. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Gemäss Paragraf 55 des Kantonsratsgesetzes 

braucht es für das Zustandekommen der Dringlichkeit 60 Stimmen.  

 

Abstimmung 

Für die Dringlichkeit des Postulates KR-Nr. 358/2025 stimmen 94 Rats-

mitglieder. Die Dringlicherklärung ist somit zustande gekommen. Der Re-

gierungsrat hat zum dringlichen Postulat innert fünf Wochen begründet Stel-

lung zu nehmen. 

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

4. Gesetz über die Information und den Datenschutz (IDG), Totalrevi-

sion 

Antrag des Regierungsrates vom 5. Juli 2023 und Antrag der Kommission 

für Staat und Gemeinden vom 6. Juni 2025 

Vorlage 5923a, Fortsetzung der Beratung vom 15. September 2025 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Es geht weiter mit dem Gesetz über die In-

formation und den Datenschutz (IDG). Wir haben die Beratungen am 15. 

September 2025 aufgenommen. Bis zu Paragraf 18 haben wir die Detailbe-

ratung geführt, uns verbleiben heute aber noch viele Minderheitsanträge, die 

wir natürlich alle bereinigen wollen, um die Detailberatung auch wirklich 

heute abzuschliessen.  
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Ich rufe nochmals in Erinnerung, dass verschiedene Anträge zurückgezogen 

wurden. Susanne Brunner hat ihren Minderheitsantrag zu Paragraf 37 litera 

b und Gabriel Mäder den Minderheitsantrag für einen neuen Paragrafen 48a 

sowie den Folgeminderheitsantrag zu Paragraf 48 zurückgezogen. Die Mitte 

hat zudem einen neuen Antrag zu Paragraf 47 Absatz 2 eingereicht.  

 

Fortsetzung der Detailberatung 

 

§§ 19–21 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der Kommission für 

Staat und Gemeinden (STGK): Wir kommen nun zu den Paragrafen 21a bis 

21c. Diese Bestimmungen betreffen das neu vorgesehene Schlichtungsver-

fahren im Bereich des Öffentlichkeitsprinzips. Ziel ist es, eine niederschwel-

lige und pragmatische Möglichkeit zu schaffen, Konflikte zwischen den ge-

suchstellenden Personen und öffentlichen Organen rasch beizulegen und da-

mit Verwaltung und Gerichte zu entlasten. Vorgesehen ist, dass das öffentli-

che Organ nach Eingang eines Gesuchs eine summarische Stellungnahme 

abgibt. Innerhalb von 20 Tagen können die Beteiligten dann entweder ein 

Schlichtungsverfahren verlangen oder eine Verfügung der oder des Beauf-

tragten beantragen. Erfolgt beides nicht, gilt der Zugang im Umfang der Stel-

lungnahme als gewährt und das Verfahren ist abgeschlossen. Das Schlich-

tungsverfahren findet also nur auf Verlangen statt. Die Einzelheiten sollen in 

einer Verordnung geregelt werden. Klar ist aber, dass das Schlichtungsge-

such schriftlich erfolgen muss, die Durchführung selbst kann, je nach Fall, 

schriftlich oder mündlich sein. Eine mündliche Schlichtung ist jedoch aus-

geschlossen, wenn Dritte am Verfahren beteiligt sind oder deren Daten ge-

gen ihren Willen offengelegt werden würden.  

Zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren sind grundsätzlich alle Beteiligten 

verpflichtet, analog der Bundesregelung. Eine Minderheit möchte die Ver-

pflichtung allerdings auf die öffentlichen Organe beschränken, damit be-

troffene Dritte nicht gezwungen werden, sich gegenüber der gesuchstellen-

den Person offenzulegen.  

Schliesslich ist auch vorgesehen, dass die oder der Beauftragte auf Verlan-

gen oder beim Scheitern einer Schlichtung eine Empfehlung abgeben kann. 

Damit übernimmt die Aufsichtsinstanz eine gestaltende Rolle, die faktisch 

grosses Gewicht haben wird. Erwartet wird, dass dadurch eine einheitliche 

Praxis im Kanton Zürich entsteht. Zugleich bedeutet dies einen erhöhten 

Aufwand für die Aufsichtsinstanz.  
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Zusammengefasst lässt sich Folgendes sagen: Mit den Paragrafen 21a bis 

21c wird ein neues flexibles Schlichtungsverfahren eingeführt, das den Zu-

gang zu Informationen erleichtert und Konflikte pragmatisch lösen soll. Die 

Minderheitsanträge zielen vor allem darauf ab, die Rolle der Beauftragten zu 

stärken und/oder die Teilnahmeverpflichtung für Dritte zu lockern. Besten 

Dank. 

 

§ 21a. Summarische Stellungnahme 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Bei Paragraf 21a liegt ein Folgeminderheits-

antrag von Benjamin Krähenmann vor. Über diesen beschliessen wir dann 

bei der Beratung von Paragraf 41.  

 

§ 21b. Schlichtungsverfahren 

Abs. 1 und 2 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 21b Abs. 3 

 

Minderheit Benjamin Krähenmann, Isabel Bartal, Michèle Dünki-Bättig, 

Sonja Gehrig, Florian Heer, Gabriel Mäder, Nicola Yuste: 
3… Organ ist verpflichtet, an der Schlichtung teilzunehmen. Die am Verfah-

ren beteiligten Personen können eine Teilnahme ablehnen. 

 

Benjamin Krähenmann (Grüne, Zürich): Die Vorteile des Schlichtungsver-

fahrens haben wir gerade von der Kommissionspräsidentin gehört. Dank der 

Einführung dieses Verfahrens kann zum einen das Verwaltungsgericht ent-

lastet werden und zum anderen zahlt sich das Verfahren sowohl für die Ge-

suchstellenden als auch für die Behörden aus. Erstere profitieren von einem 

schnelleren Zugang, als wenn sie direkt ans Verwaltungsgericht gelangen 

müssten, und Letztere wiederum können ihren Standpunkt einbringen und 

Gesuchen nach möglichen Präzisierungen oder Einschränkungen während 

des Verfahrens gegebenenfalls doch noch nachkommen.  

Diese vielen Vorteile kommen aber nur dann zur Geltung, wenn auch effek-

tiv ein Schlichtungsverfahren durchgeführt wird. Damit ein solches Verfah-

ren bemüht wird und der mögliche Aufwand nicht abschreckend wirkt, sol-

len beteiligte Personen eine Teilnahme am Verfahren ablehnen können. So 

sorgen wir auch in diesem Bereich für einen niederschwelligen Zugang und 

tragen zur Stärkung des Öffentlichkeitsprinzips bei. Ausserdem können be-

teiligte Personen eines Schlichtungsverfahrens auch Drittbetroffene sein, 
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also Personen, die ursprünglich gar kein Gesuch auf Informationszugang ge-

stellt haben. Im Sinne des Datenschutzes muss es diesen Dritten möglich 

sein, eine Teilnahme am Schlichtungsverfahren ablehnen zu können. Stim-

men Sie darum unserem Antrag zu. 

 

Nicola Yuste (SP, Zürich): Ich würdige gerne auch noch aus Sicht der SP das 

Schlichtungsverfahren, weil es doch einen grossen Schritt, eine grosse Ver-

änderung mit sich bringen wird. Es wird Sie nicht überraschen: Wir begrüs-

sen das Schlichtungsverfahren, schliesslich ist die Kommission für Staat und 

Gemeinden in diesem Punkt auch geschlossen. So viel Harmonie in der Po-

litik klingt erst einmal langweilig, aber die breite politische Abstützung un-

terstreicht, dass der Nutzen des Verfahrens parteiübergreifend anerkannt 

wird und dessen Akzeptanz in der Praxis hoffentlich ebenso hoch sein wird. 

Es ist vor allem die Niederschwelligkeit des Schlichtungsverfahrens als Al-

ternative zum juristischen Beschwerdeweg, die uns überzeugt. Das Verfah-

ren senkt die Hürden für Personen, die Zugang zu amtlichen Informationen 

einfordern, deutlich. Während ein Beschwerdeverfahren zeit- und kostenin-

tensiv ist, ermöglicht die Schlichtung eine rasche, unkomplizierte und unbü-

rokratische Klärung von Meinungsverschiedenheiten, ohne Angst vor hohen 

Anwaltskosten oder der Übermacht der Juristenpower der Verwaltung haben 

zu müssen. Dadurch wird das Öffentlichkeitsprinzip nicht nur formal, son-

dern auch ganz praktisch gestärkt.  

Ausserdem zeigen die positiven Erfahrungen auf Bundesebene, dass dieses 

Instrument auch wirklich funktioniert. Wir haben in der Kommission sowohl 

den eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten als auch 

Fachpersonen angehört und gelernt, dass der Aufwand für Schlichtungen 

vertretbar und gut handhabbar ist. Diese Erfahrungen lassen erwarten, dass 

sich auch im Kanton ein vergleichbarer Nutzen entfalten wird.  

Und schliesslich schafft das Schlichtungsverfahren die Grundlage für eine 

effiziente und vertrauenswürdige Streitbeilegung. Es fördert den Dialog zwi-

schen Verwaltung, betroffenen Dritten und Gesuchstellenden, stärkt das 

Vertrauen in behördliches Handeln und erhöht die Akzeptanz der getroffe-

nen Entscheide.  

Aus diesen Gründen unterstützt die SP die Einführung des Schlichtungsver-

fahrens gemäss Paragraf 21b klar. Zum Minderheitsantrag bei Absatz 3 

schliessen wir uns den Grünen an. 

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Die Einführung eines Schlichtungsver-

fahrens ist gewiss eine der grossen Neuerungen dieses Gesetzes. Schade, 

dass es nicht Bestandteil der Vernehmlassungsvorlage gewesen ist. So hätte 
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in Erfahrung gebracht werden können, wie auch ein breiterer Interessenten-

kreis zu dieser Neuerung steht. Doch auch so haben sich einige Teilneh-

mende quasi spontan und positiv dazu geäussert. Bemerkenswert ist auch, 

dass der breite Konsens in der Kommission herbeigeführt werden konnte. 

Die positiven Erfahrungen aus anderen Kantonen und auch beim Bund mit 

den entsprechend positiven Rückmeldungen aus den Anhörungen dürften 

wesentlich dazu beigetragen haben.  

Sogar auf die Form des Verfahrens konnte man sich weitestgehend einigen, 

und das ist gar nicht selbstverständlich, weil auch andere Varianten zur Dis-

kussion gestanden sind. Als Dissens übriggeblieben ist einzig dieser Minder-

heitsantrag der Grünen, der vorsieht, dass eine Schlichtung zwar ohne Wei-

teres angestrengt werden kann, die beteiligten Personen bei selbiger aber gar 

nicht zugegen sein müssen. Wir sind der Meinung, dass die am Verfahren 

beteiligten Personen, auch Dritte, einer Schlichtung beiwohnen und sich zu 

erkennen geben sollen. Das ist auch ein Gebot der Verbindlichkeit. Bitte leh-

nen Sie diesen Minderheitsantrag ab. 

 

Susanne Brunner (SVP, Zürich): Auch die SVP unterstützt die Einführung 

eines Schlichtungsverfahrens. Auch wir sehen die beidseitigen Vorteile die-

ses Weges. Es ist das schnellere Verfahren, es hat darum Vorteile gegenüber 

der heutigen Situation. Die SVP-Fraktion ist mit der Mehrheit der Kommis-

sion der Meinung, dass das öffentliche Organ und die beteiligten Personen 

am Schlichtungsverfahren teilnehmen müssen. Andernfalls macht das Ersu-

chen eines Schlichtungsverfahrens keinen Sinn, wenn danach die Teilnahme 

verweigert werden kann. Unterstützen Sie darum mit uns die Mehrheit. Bes-

ten Dank. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Machen wir uns nichts vor, auch wenn wir 

hier das Öffentlichkeitsprinzip preisen und aufzeigen, wie wichtig Transpa-

renz ist, bedeutet das nicht, dass jede Bekanntgabe diskussionslos vonstat-

tengeht. Darum braucht, wer Transparenz will, ein wirksames niederschwel-

liges Mittel zur Konfliktlösung. Und die Erfahrungen aus Bundesbern zeigen 

eben klar: Formelle Schlichtungsverfahren beim Öffentlichkeitsbeauftragten 

funktionieren. Sie führen häufig zu einer einvernehmlichen Lösung. Sie sind 

schneller als der Rechtsweg und entlasten die Gerichte wie auch die Verwal-

tung, und genau das ist es, was wir uns wünschen. Der Eidgenössische Da-

tenschutzbeauftragte (EDÖB, Adrian Lobsiger) hält dazu fest, dass mündli-

che Schlichtungsverfahren unverzichtbar sind, um die gesetzlichen Ziele des 

Öffentlichkeitsprinzips zu erreichen. Die Praxis sei für alle Beteiligten vor-

teilhaft. Und ein Blick in den jüngsten Bericht zeigt klar: Der Anteil der ein-

vernehmlichen Lösungen steigt und liegt 2024 bei 74 Prozent. Das zeigt 
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deutlich, dass das Schlichtungsverfahren hält, was es verspricht. Rechtlich 

ist die Architektur erprobt, die Schlichtung schriftlich oder mündlich ist be-

reits heute erprobt. Und wenn Einigung zustande kommt, gibt der EDÖB 

eine Empfehlung ab. Diese Kombination aus moderierter Einigung und 

Empfehlung schafft Rechtsklarheit, ohne den Zugang zu verzögern oder zu 

verteuern. Genau diesen Setup wünschen wir uns auch für Zürich.  

Bleibt noch die Kostenfrage: Natürlich scheinen auf den ersten Blick Zusatz-

kosten zu entstehen, denn die Schlichtungsstelle braucht natürlich Ressour-

cen. Aber auch hier lohnt sich ein Blick nach Bundesbern: 2024 wurden 157 

Schlichtungsanträge erledigt. Ob Zürcherinnen und Zürcher auch so streit-

freudig sein werden, werden wir sehen, aber die 157 erledigten Fälle wurden 

mit einem Pensum von gerade sechs Vollzeitstellen bearbeitet. Mit nur ei-

nem Achtel der Bevölkerungszahl sollten wir sicherlich mit deutlich weniger 

Personen durchkommen. Im Gegenzug werden aber die Gerichte enorm ent-

lastet, und dass die Kosten am Gericht um ein Vielfaches teurer sind, wissen 

wir noch zu gut. Deshalb werden wir der Einführung zustimmen. Besten 

Dank. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Wir freuen uns, dass das neu vorgese-

hene Schlichtungsverfahren in Sachen Öffentlichkeitsprinzip in der Kom-

mission eine Mehrheit gefunden hat. Das ist ein weiser Entscheid. Das neue 

Schlichtungsverfahren trägt wesentlich dazu bei, dass der Zugang zu Infor-

mationen künftig hürdenloser und schneller als heute möglich sein wird. 

Heute muss man bei Nicht-Einigung ans Verwaltungsgericht gelangen. Mit 

dem Gang ans Verwaltungsgericht verlor man als Gesuchstellende viel Zeit, 

die Verfahren dauerten bis zu zwei Jahre, und erst nach Abschluss erhielt 

man eventuell die verlangten Dokumente oder eben auch nicht.  

Ein weiterer Vorteil dieses neuen Schlichtungsverfahrens ist zudem, dass das 

Verwaltungsgericht künftig nicht mehr mit unnötigen Verfahren belastet 

wird.  

Für die Alternative Liste ist wichtig, dass die am Verfahren beteiligten Dritt-

personen eine Teilnahme am Schlichtungsverfahren ablehnen können. Es ist 

nicht immer nötig, dass alle beteiligten Personen am Verfahren zwingend 

dabei sein müssen. Wir werden darum den Minderheitsantrag von Benjamin 

Krähenmann unterstützen. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Benjamin 

Krähenmann gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 107 : 64 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustim-

men.  
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§ 21c  

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 22. d. Kosten 

 

Minderheit Fabian Müller, Michael Biber, Lorenz Habicher für Stefan 

Schmid, Angie Romero für Isabel Garcia, Roman Schmid, Christina Zur-

fluh-Fraefel: 

§ 22. 1 Das öffentliche Organ erhebt für die Bearbeitung von Gesuchen Pri-

vater eine Gebühr. 
2 Keine Gebühr wird erhoben, wenn das Gesuch  

a. einen geringen Aufwand erfordert,  

b. wissenschaftlichen Zwecken dient und die Resultate der Bearbeitung für 

die Öffentlichkeit einen Nutzen erwarten lassen.  
3 Ist die Bearbeitung des Gesuchs mit erheblichen Kosten verbunden, weist 

das öffentliche Organ die gesuchstellende Person darauf hin. Es kann einen 

Kostenvorschuss verlangen.  
4 Eignen sich Informationen für eine gewerbliche Nutzung, kann ein markt-

übliches Entgelt erhoben werden. 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Dieser Pa-

ragraf betrifft die Kostenregelung beim Zugang zu amtlichen Informationen. 

Mit der parlamentarischen Initiative Nummer 101/2018 wurde bereits im 

geltenden IDG festgelegt, dass Gebühren nur erhoben werden dürfen, wenn 

der Aufwand zur Bereitstellung der Informationen unverhältnismässig gross 

ist. Dieser Grundsatz soll auch nach der Totalrevision beibehalten werden. 

Neu wird präzisiert, dass der Aufwand zudem in einem vertretbaren Verhält-

nis zum öffentlichen Interesse stehen muss. Ist dies nicht der Fall, können 

Kosten auferlegt werden. Damit soll sichergestellt werden, dass der Infor-

mationszugang grundsätzlich kostenlos bleibt, aber bei besonders aufwendi-

gen Gesuchen die Verwaltung entlastet werden kann.  

Eine Minderheit der Kommission stellt dazu einen weiteren Antrag. Sie de-

finiert in Absatz 2 die Ausnahme vom Grundsatz der Kostenpflicht, wie bei-

spielsweise, wenn das Gesuch wissenschaftlichen Zwecken dient, gemäss 

ihrem Antrag in Absatz 1, welcher eben nicht möchte, dass man kostenlos 

auf diese Informationen zugreifen kann, sondern dass man grundsätzlich be-

zahlen muss. Vielen Dank. 
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Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Der Zugang zu Informationen ist in der 

Regel kostenlos, so besagt es der erste Absatz des ersten Abschnitts des An-

trags des Regierungsrats. «Für den Gesuchstellenden kostenlos» müsste es 

korrekterweise heissen, denn selbstverständlich kostet dieser Zugang etwas, 

die Frage ist nur, wer dafür aufkommt. In diesem Sinne ist der Ansatz, wo-

nach grundsätzlich eine Gebühr erhoben werden soll, auch der richtige.  

Wir haben es bereits im September bei der Beratung von Paragraf 17 gese-

hen, gewisse Gesuche verursachen einen hohen oder auch einen sehr hohen 

Aufwand. Inhaltlich unterscheiden sie sich stark. Die Gesuche reichen von 

allgemeinen Anfragen bis hin zu wissenschaftlichen Arbeiten und Gegen-

ständen, die ein schutzwürdiges Interesse betreffen. Die Gebühren sollen 

dieser Vielfalt Rechnung tragen. Deshalb sieht der Antrag ein differenziertes 

Gebührenmodell vor. So soll bei einer gewerblichen Nutzung ein marktübli-

ches Entgelt erhoben werden. Bei geringem Aufwand oder wissenschaftli-

chen Zwecken soll jedoch auf eine Gebühr verzichtet werden. Dies soll auch 

gelten, wenn vom Gesuch ein öffentlicher Nutzen zu erwarten ist. Im Grund-

satz erhebt das öffentliche Organ für die Bearbeitung aber eine Gebühr, wie 

dies der Regelfall ist, wenn eine individuell zurechenbare Amtshandlung be-

ziehungsweise Dienstleistung in einer Verwaltung erbracht wird.  

Das differenzierte Gebührenmodell entsprach bis 2022 geltendem Recht. Mit 

dem Grundsatz, dass sich Gesuchstellende an den Kosten zumindest teil-

weise beteiligen sollen, werden sie etwas mehr in die Pflicht genommen. 

Dies ist in einem Umfeld von zunehmenden IDG-Gesuchen auch völlig rich-

tig. Es handelt sich um ein moderates Modell, das weit davon entfernt ist, 

zwingend eine Kostendeckung einzufordern. Das hier vorgeschlagene Mo-

dell hatte sich seinerzeit bewährt, das hat damals auch die fundierte Ausei-

nandersetzung des STGK mit dem Thema ergeben.  

Eventualiter geben wir dem Regierungsratsentwurf gegenüber den STGK-

Mehrheitsantrag den Vorzug. Letzterer ist etwas unglücklich formuliert und 

bringt keinen Mehrwert, denn er stützt sich auf das Prinzip der Verhältnis-

mässigkeit. Dieser Grundsatz, der Grundsatz der Verhältnismässigkeit, ist 

aber immer zu berücksichtigen, er muss nicht in diese Bestimmung aufge-

nommen werden. Besten Dank. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Ja, Transparenz ist der Normalfall, Gebüh-

ren sind die Ausnahmen. Darum wollen wir, dass Kosten nur erhoben wer-

den, wenn ein Gesuch mit erheblichem Aufwand verbunden ist, der in kei-

nem vertretbaren Verhältnis zum öffentlichen Interesse steht. So verhindern 

wir Missbrauch, ohne den Zugang faktisch zu verbauen. Die Praxis in Bun-

desbern zeigt, wie das funktionieren kann: 2024 wurden bei über 2000 bear-
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beiteten Zugangsgesuchen nur in sieben Fällen Gebühren verlangt, das ent-

spricht 0,3 Prozent. Diese Linie «Zugang frei – Kosten nur bei disproportio-

nalem Aufwand» ist erprobt und bewährt, und genau daran knüpfen wir an. 

Wir steuern die Auswüchse über klare Kostenschranken und nicht über Hür-

den beim Zugang. Wer ein überbordendes Gesuch stellt, kann mit Kosten 

belegt werden. Wer legitime Einsicht verlangt, soll nicht mit Gebühren ab-

geschreckt werden. Das verstärkt die Verwaltungstransparenz und schont 

Ressourcen. Und es entspricht der geltenden Gesetzgebung, die wir erst vor 

einigen Jahren eingeführt haben. Wir sehen keinen Bedarf, diese Regelung 

wieder anzupassen. 

 

Susanne Brunner (SVP, Zürich): Ich kann mich dem Sprecher der FDP, Fa-

bian Müller, nur anschliessen. Er hat eigentlich wunderbar und klar erklärt, 

warum sein Minderheitsantrag Sinn macht, die SVP unterstützt diesen. Wir 

unterstützen den Grundsatz, dass die Informationsgesuche gebührenpflichtig 

sein sollen. Warum? Hinter diesen Gedanken steht eben der Grundsatz, dass 

eine individuelle staatliche Leistung gebührenpflichtig sein soll. Mit den 

Ausnahmeregelungen wird dem Anspruch Nachachtung verschafft, dass In-

formationsgesuche, die keinen grossen Aufwand verursachen, dann kosten-

los sind. Darum unterstützen wir den Minderheitsantrag von Fabian Müller. 

Besten Dank. 

 

Benjamin Krähenmann (Grüne, Zürich): Weniger Hürden beim Öffentlich-

keitsprinzip, dafür hat sich der Kantonsrat im November 2021 ausgespro-

chen und das IDG entsprechend geändert. Die damalige Änderung ging auf 

die PI 101/2018 zurück. Hauptanliegen der PI war es, dass Gesuche im Rah-

men des Öffentlichkeitsprinzips grundsätzlich kostenlos sind, und eine sol-

che Regelung gilt auch auf Bundesebene. Eine Weiterverrechnung der Kos-

ten ist aber weiterhin möglich und wird es auch bleiben. Gemäss geltendem 

Recht und gemäss Antrag der Kommissionsmehrheit können nämlich öffent-

liche Stellen im Kanton Zürich für die Akteneinsicht dann Geld verlangen, 

wenn der Bearbeitungsaufwand unverhältnismässig gross ist. Kostenlos, 

aber nicht in jedem Fall, diese Regelung entspricht auf der einen Seite ganz 

der gesetzlichen Logik, dass jede Person ein Recht darauf hat, staatliche In-

formationen einzusehen. Auf der anderen Seite wird jedoch eine Flut von 

Gesuchen verhindert und damit die Verwaltung geschützt. Denn für Gesu-

che, die einzig und allein Partikularinteressen bedienen und viel Aufwand 

erfordern, soll bezahlt werden. 

Dass eine Minderheit aus FDP und SVP dieses Kostenlosigkeitsprinzip nun 

wieder abschaffen will, zielt in die falsche Richtung. Gerade für kleinere 

Vereine oder Organisationen sind Gebühren von einigen tausend Franken 
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eine zu hohe Hürde und darum sollen Gesuche grundsätzlich keine Kosten-

folge nach sich ziehen. Bei einem öffentlichen Interesse an Informationen ist 

ein kostenloser Zugang für die Gesuchstellenden angebracht. Denn der Staat 

kommt so seiner Verpflichtung, amtliche Dokumente für jede Person trans-

parent zu machen, nach. Folgen Sie der Kommissionsmehrheit, die das gel-

tende Recht beibehalten will, und lehnen Sie den Minderheitsantrag ab. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Die FDP und die SVP wollen eine Ver-

schlechterung des aktuellen Zustands, sie wollen eine zusätzliche Hürde ein-

bauen und sie sorgen dafür, dass es mehr Bürokratie geben wird mit ihrem 

Minderheitsantrag. Die Alternative Liste wird das ablehnen, denn wir finden, 

das Öffentlichkeitsprinzip muss ziemlich hürdenlos für alle zugänglich sein. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Fabian Mül-

ler gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 97 : 76 Stimmen 

(bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.  

 

Antrag auf Rückkommen 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich gebe das Wort an Gabriel Mäder für die 

Begründung eines Rückkommensantrags zu Paragraf 21b.  

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Ja, ich stelle den Rückkommensantrag, da 

ich geistig noch beim vorherigen Geschäft war und bei 21b die falsche Ab-

stimmungsposition gedrückt habe. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Um ein Rückkommen zu beschliessen, 

braucht es 20 Stimmen.  

 

Abstimmung über den Rückkommensantrag 

Für den Antrag auf Rückkommen stimmen 148 Ratsmitglieder. Damit 

ist das Quorum von 20 Stimmen erreicht, Rückkommen auf § 21b ist be-

schlossen. 

 

Wiederholung der Abstimmung über § 21b 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Benjamin 

Krähenmann gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 87 : 86 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Minderheitsantrag zuzustimmen.  

 

§ 23. e. Verfügung 
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Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Ich möchte 

hier zuhanden des Protokolls zu Paragraf 23 festhalten, dass dieser Paragraf 

regelt, unter welchen Umständen das öffentliche Organ eine Verfügung aus-

fertigen soll. Die STGK wünscht sich im Unterschied zur Regierungsvorlage 

auch, dass die am Verfahren beteiligten Personen nach Zustellung der sum-

marischen Stellungnahme oder nach Erhalt einer Empfehlung die Verfügung 

verlangen können. Besten Dank. 

 

§ 24. Personendaten 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsident der STGK: Ich halte ein 

Kombivotum zu Paragraf 24 und zu Paragraf 25 litera c. Bei den beiden Be-

stimmungen ist vorgesehen, dass die Bearbeitung von Personendaten bezie-

hungsweise besonderen Personendaten zulässig ist, wenn die betroffene Per-

son ausdrücklich eingewilligt hat.  

Eine Minderheit beantragt jeweils die Streichung dieser Bestimmungen. Sie 

begründet dies damit, dass jede Datenbearbeitung ohnehin einer gesetzlichen 

Grundlage bedarf. Eine zusätzliche Einwilligungspflicht könnte in der Praxis 

zu Unsicherheiten führen, etwa bei der Frage, wie eine wirksame Einwilli-

gung eingeholt und dokumentiert wird. 

 

§ 24 lit. a und b 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 24 lit. c 

 

Minderheit Susanne Brunner, Roman Schmid, Stefan Schmid, Christina 

Zurfluh Fraefel: 

c.… geeignet ist. (Rest streichen.) 

 

Susanne Brunner (SVP, Zürich): Auch ich spreche zu Paragraf 24 und zu 

Paragraf 25 litera c.  

Die Einwilligung der betroffenen Personen in litera c von Artikel 24 und 

Artikel 25 muss in unseren Augen gestrichen werden, denn für jede Daten-

bearbeitung ist vorgängig eine gesetzliche Grundlage nötig. Darum ist dann 

eine individuelle Einwilligung der betroffenen Person gar nicht mehr not-

wendig. Wird die Einwilligung, wie hier, als Bedingung formuliert, führt 

dies in der Umsetzung zu Schwierigkeiten und zu grossem Aufwand für das 
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öffentliche Organ. Dies wird für den Kanton Zürich unweigerlich zu Mehr-

kosten führen. Wir wollen dies verhindern, unterstützen Sie deshalb unsere 

Minderheit. Besten Dank. 

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Es macht durchaus Sinn, die Bearbeitung 

von Personendaten auch in Fällen zu ermöglichen, in denen dies normaler-

weise nicht vorgesehen ist, sofern die betroffenen Personen im Einzelfall 

dazu einwilligen. Es ist letztlich auch kundinnen- und kundenfreundlich, 

wenn man so will. Wollte man dies nicht, müsste litera c ganz wegfallen. Als 

Rumpfparagraf könnte der Passus nämlich missverstanden werden im Sinne, 

dass Personendaten auch ohne gesetzliche Grundlage und ohne dass dies zur 

Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe notwendig ist, als Regelfall bearbeitet 

werden können. Bitte lehnen Sie diesen Minderheitsantrag ab. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Wann dürfen Bundesorgane Personendaten 

bearbeiten? Das Datenschutzgesetz, Artikel 34 Absatz 4b: «Die betroffene 

Person hat im Einzelfall in die Bearbeitung eingewilligt oder hat ihre Perso-

nendaten allgemein zugänglich gemacht und eine Bearbeitung nicht aus-

drücklich untersagt.» Wir kennen die Einwilligung also schon auf Bundes-

stufe. In diesem Abschnitt werden gleich zwei zentrale Aspekte im Bundes-

gesetz adressiert, im zweiten Teil «Personendaten, die allgemein zugänglich 

gemacht wurden und deren Bearbeitung nicht ausdrücklich untersagt 

wurde», lassen Sie sich das nochmals durch den Kopf gehen. Ja, genau, alles, 

was Sie öffentlich machen, auch über Plattformen, kann von einem öffentli-

chen Organ bearbeitet werden. Bitte bedenken Sie das bei Ihrem nächsten 

Post auf Social Media. Aber keine Panik, die Verwaltung kann nicht einfach 

alles sammeln, es gilt weiterhin der Grundsatz, dass sie einen Auftrag benö-

tigt respektive die Datenerhebung einem Zweck dient. 

Die Minderheit argumentiert daher, dass es gar keiner Einwilligung bedarf, 

da Bearbeitungen ohnehin nur erfolgen dürfen, wenn es einen gesetzlichen 

Auftrag dazu gibt. Allerdings sind die Verhältnisse nicht immer schwarz o-

der weiss, und es gibt im Behördenalltag eben doch viele freiwillige, einzel-

fallbezogene Bearbeitungen, wie zum Beispiel weitergehende Auskünfte an 

Dritte auf Wunsch der betroffenen Personen, Teilnahme an Pilotprojekten, 

fakultative Zusatzdienste und so weiter, bei denen die betroffenen Personen 

autonom entscheiden können. Die Einwilligung schliesst hier die Lücke zwi-

schen verbindlicher Aufgabe mit klarer Gesetzesgrundlage und freiwilliger 

Zusatzbearbeitung, ohne dass das Gesetz mit Einzelfallverordnungen oder 

Erlassen überfrachtet werden muss. Und ich verweise hier ein weiteres Mal 

auf den EDÖB, der dazu meint, dass die Einwilligung nicht die Vorausset-

zung ist, aber ein zulässiger Rechtfertigungsgrund, namentlich bei sensiblen 
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Daten und Weitergaben. Damit bleibt das kantonale Recht kompatibel zum 

Bundesrecht und zur gelebten Praxis. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Susanne 

Brunner gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 125 : 48 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustim-

men.  

 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich nutze die Gelegenheit, um noch kurz die 

Datenschutzbeauftragte, Dominika Blonski, und ihre Mitarbeitenden auf der 

Tribüne zu begrüssen. Willkommen im Kantonsrat.  

 

§ 25. Besondere Personendaten 

lit. a 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

lit. b 

 

Minderheit Benjamin Krähenmann, Isabel Bartal, Michèle Dünki-Bättig, 

Florian Heer, Nicola Yuste: 

lit. b streichen.  

lit. c wird zu lit. b. 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Dieser Pa-

ragraf regelt die Bestimmung, dass für die Bearbeitung besonderer Perso-

nendaten vorgesehen ist, dass dafür eine hinreichend bestimmte gesetzliche 

Grundlage erforderlich ist, mit Ausnahme der in Buchstabe b genannten 

Fälle. 

Eine Minderheit der Kommission beantragt, diese Ausnahme zu streichen. 

Sie sieht darin eine Schwächung des Datenschutzes im Vergleich zum gel-

tenden Recht. Nach ihrer Auffassung soll es für die Bearbeitung besonderer 

Personendaten in jedem Fall eine klare und eindeutige gesetzliche Grundla-

gen geben, ohne Ausnahmen. 

 

Benjamin Krähenmann (Grüne, Zürich): Mit unserem Minderheitsantrag 

fordern wir, dass eine Bearbeitung von besonderen Personendaten wie bisher 

eine hinreichend bestimmte Regelung in einem Gesetz erfordern soll. Aber 

der Reihe nach: Paragraf 25 regelt die Bearbeitung besonderer Personenda-

ten durch öffentliche Organe. Besondere Personendaten sind Informationen, 
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bei denen eine besondere Gefahr einer Persönlichkeitsverletzung besteht, 

wie Informationen über, erstens, die religiösen, weltanschaulichen, politi-

schen oder gewerkschaftlichen Ansichten oder Tätigkeiten, zweitens, die 

Gesundheit, die Intimsphäre, die ethnische Herkunft oder genetische oder 

biometrische Daten, drittens, Sozialhilfemassnahmen sowie Massnahmen 

des Kinder- und Erwachsenenschutzes, viertens, Verwaltungs- oder straf-

rechtliche Verfolgungen oder Sanktionen. Dies ist alles so im IDG Paragraf 

5 Absatz 4 festgehalten. Eine Bearbeitung dieser besonderen Personendaten 

ist also ein schwerwiegender Eingriff in die Grundrechte. Ein solcher Ein-

griff lässt sich nur dann rechtfertigen, wenn er einer eindeutig und eng um-

schriebenen Aufgabe dient. Entsprechend ist auch litera a klar formuliert. 

Für die Datenbearbeitung muss eine hinreichend bestimmte Grundlage in ei-

nem Gesetz bestehen. Während litera c eine vertretbare Ausnahme bildet – 

schliesslich muss die Person im Einzelfall einwilligen –, ist litera b ersatzlos 

zu streichen. Wieso? Mit litera b können Datenbearbeitungen zum Beispiel 

mit der polizeilichen Generalklausel legitimiert werden, und dies, obwohl es 

kein spezifisches Gesetz für die Bearbeitung gibt. Als betroffener Bürger 

weiss ich also nicht mehr, wann, von wem und wieso genau meine intimsten 

Daten bearbeitet werden.  

Doch nicht nur für Einzelpersonen ist diese Ausnahme problematisch. Bis 

anhin bedurfte ein solcher Eingriff immer einer breiten demokratischen Le-

gitimierung, also eines Gesetzes, das vom Parlament und schlussendlich 

auch von der Stimmbevölkerung bestätigt oder abgelehnt werden kann. 

Wenn das neu nicht mehr notwendig sein soll, sondern eine Verordnung aus-

reicht, lässt das nur einen Schluss zu: Der bürgerlich dominierte Regierungs-

rat eifert Rösti (Bundesrat Albert Rösti) und dessen Vorbild Trump (US-

amerikanischer Präsident Donald Trump) nach und will per Verordnung an 

Parlament und Stimmbevölkerung vorbeiregieren. Und eine Ratsmehrheit 

wird dieses Vorgehen sogar noch stützen.  

Wir Grüne lehnen dieses undemokratische Vorgehen entschieden ab. Tun 

Sie es uns gleich und stimmen Sie dem Antrag auf Streichung von litera b 

zu. 

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Es steht ausser Frage, dass bei der Bear-

beitung besonderer Personendaten allerhöchste Vorsicht geboten ist. Des-

halb sind die Kriterien, die hier zur Anwendung kommen, ein gutes Stück 

strenger als die des vorhergehenden Paragrafen, wo es um gewöhnliche, 

sozusagen also nicht besondere Personendaten geht. Dies ganz im Sinne der 

Kaskade: Je relevanter die Norm für die Grundrechte, desto höher der Detai-
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lierungsgrad, desto höher auch die Normdichte und desto höher die Anfor-

derungen an die Normstufe. Als Grundsatz des geltenden Rechts wurde hier 

nichts verändert.  

Auf litera b kann allerdings nicht einfach ohne Weiteres verzichtet werden, 

weil die Frage nach der in litera a eingeforderten hinreichend bestimmten 

gesetzlichen Grundlagen nicht immer ohne Weiteres beantwortet werden 

kann. So erscheint uns der Antrag der Regierung in diesem Punkt schlüssig. 

Er orientiert sich an der Bundesgesetzgebung, er verlangt also zwingend eine 

hinreichende gesetzliche Bestimmung und kumulativ eine Regelung in einer 

Verordnung. 

 

Nicola Yuste (SP, Zürich): Ich möchte mich voll und ganz dem Votum von 

Benjamin Krähenmann anschliessen. Und wenn mein Vorredner schon das 

Bundesgesetz erwähnt, verweise ich hier gerne auch noch auf die Verfas-

sung. Denn unser Antrag ist konform mit der Bundesverfassung, die vor-

schreibt, dass, sobald der Staat die Grundrechte einschränkt, dazu eine aus-

reichende gesetzliche Grundlage vorhanden sein muss, ein öffentliches Inte-

resse bestehen muss und der Grundsatz der Verhältnismässigkeit beachtet 

wird. Wenn der Eingriff in die Grundrechte schwerwiegend ist, ist sogar eine 

gesetzliche Grundlage von hoher Präzisierung erforderlich. Ich habe eigent-

lich auch meinen Vorredner in diesem Sinn verstanden und verstehe deswe-

gen eigentlich nicht, weshalb sie den Streichungsantrag von litera b nicht 

unterstützen. Vielen Dank. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Dieser Streichungsantrag geht viel zu weit. 

Wer diesen Absatz streicht, verlangt faktisch, dass für jede einzelne Bearbei-

tung eine eigenständige, hinreichende, bestimmte Spezialnorm geschaffen 

wird. Das bläht die Gesetzgebung auf, verlangsamt die Verwaltung und ge-

fährdet letztlich die Aufgabenerfüllung des Staates, ohne dass der Schutz der 

Betroffenen wirklich messbar steigen würde. Dabei wird dem Schutz der be-

troffenen Personendaten ja schon Rechnung getragen. Je intensiver der Ein-

griff, desto höher sind die Anforderungen an die Bestimmtheit, die Verhält-

nismässigkeit und die Transparenz. Und ja, die Transparenzvorschriften 

werden wir gleich, sofern Sie zustimmen, im folgenden Absatz 2 verschär-

fen.  

Hinzu kommen die Datenschutzfolgenabschätzungen bei einem hohen Ri-

siko, die wir mit Paragraf 32 adressieren werden, Dokumentations- und Aus-

kunftspflichten sowie die aufsichtsrechtliche Kontrolle durch die Daten-

schutzbeauftragte. Mit anderen Worten: Paragraf 25 litera b ist ganz sicher 

kein Freipass, sondern ein enges Nadelöhr. «Unentbehrlich» bedeutet eben 

strenge Notwendigkeit, eng auszulegen und zu begründen, wenn ein hohes 
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Risiko besteht. Praktisch betrifft dies die zentralen Bereiche wie Gesundheit, 

Sozialhilfe, Bildung oder öffentliche Sicherheit. Dort fallen besonders schüt-

zenswerte Daten regelmässig an. Würden wir jede konkrete Bearbeitung auf 

eine neue Spezialnorm stellen, käme es zu einem Rechts- und Planungsstill-

stand. Projekte würden blockiert, Leistungen würden verzögert ausbezahlt, 

die Kosten stiegen und die Betroffen hätten am Ende weniger verlässlichen 

Schutz, weil die Verwaltung aus Angst vor Rechtsrisiken notwendige Bear-

beitungen unterlässt oder in intransparente Übergangslösungen ausweicht. 

Deshalb lehnen wir den Antrag ab. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Mit den Paragrafen 24 bis 28 kommen 

wir zu den Grundsätzen im Umgang mit Personendaten. Hier sind einige Lo-

ckerungen der bisherigen gesetzlich festgelegten Anforderungen für die Be-

arbeitung besonderer Personendaten vorgesehen, die aus unserer Sicht 

höchst problematisch sind und die Grundrechte tangieren. Sie führen 

schlussendlich dazu, dass das Überwachen und Ausspionieren von Bürgerin-

nen und Bürgern einfacher wird.  

So braucht es unserer Meinung nach in Paragraf 25 immer zwingend eine 

gesetzliche Grundlage, um Personendaten bearbeiten zu dürfen. Wir unter-

stützen darum die Streichung von litera b und c von Paragraf 25.  

Und ich komme gleich noch zu einem ... (Der Ratspräsident bedient den 

Gong, der zur Abstimmung ruft.) … Minderheitsantrag von Nicola Yuste, 

und zwar betrifft es den Minderheitsantrag 1, sie verlangt damit die Einfüh-

rung eines Absatz 2. Es muss klar festgehalten werden, dass biometrische 

Daten zur automatischen Identifizierung von natürlichen Personen im öffent-

lichen Raum nicht bearbeitet werden dürfen. Darum unterstützen wir den 

Minderheitsantrag von Nicola Yuste. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich entschuldige mich, Judith, für das vorei-

lige Gongen. Auf jeden Fall sind jetzt alle bereit zur Abstimmung.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Benjamin 

Krähenmann gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 115 : 58 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustim-

men.  

 

§ 25 lit. c 

 

Minderheit Susanne Brunner, Roman Schmid, Stefan Schmid, Christina 

Zurfluh Fraefel: 
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c. … geeignet ist. (Rest streichen.) 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Susanne 

Brunner gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 126 : 47 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustim-

men.  

 

§ 25 Abs. 2 (neu) 

 

Minderheit 1 Nicola Yuste, Isabel Bartal, Michèle Dünki-Bättig, Florian 

Heer, Benjamin Krähenmann: 
2 Es darf keine biometrischen Daten zur automatischen Identifizierung na-

türlicher Personen im öffentlichen Raum bearbeiten. 

 

§ 25 Abs. 2–4 (neu) 

 

Minderheit 2 Gabriel Mäder, Sonja Gehrig: 
2 Es darf keine biometrischen Daten zur anlasslosen Überwachung von na-

türlichen Personen im öffentlichen Raum bearbeiten.  
3 Bearbeitet das öffentliche Organ im öffentlichen Raum biometrische Daten 

mit Systemen zur automatischen Erkennung so sind in einem Bericht jährlich 

zu nennen 

a. der Zweck des Einsatzes,  

b. die Dauer des Einsatzes,  

c. der Ort der Verwendung,  

d. das verwendete System,  

e. der Zeitpunkt der letzten Systemevaluation,  

f. die genehmigende Stelle.  
4 Der Bericht wird der oder dem Beauftragten für das Öffentlichkeitsprinzip 

und den Datenschutz zur Kenntnis vorgelegt. 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Ich spreche 

gleich zu allen Minderheitsanträgen: Eine Minderheit beantragt in Absatz 2 

ein generelles Verbot der Massenüberwachung durch biometrische Erken-

nungssysteme, dies gestützt auf die Motion Nummer 329/2022.  

Eine weitere Minderheit will zumindest ausschliessen, dass biometrische 

Daten für anlasslose Überwachung im öffentlichen Raum genutzt werden 

dürfen. In Absatz 3 wird festgehalten, dass automatisierte Erkennungssys-

teme für andere Zwecke zulässig sein sollen. Eine Minderheit fordert dabei 

erhöhte Transparenzpflichten, um nachvollziehbar zu machen, wann und wie 



  25 

solche Systeme eingesetzt werden, und schliesslich beantragt eine Minder-

heit in Absatz 4, dass die entsprechenden Berichte zusätzlich der oder dem 

Beauftragten für das Öffentlichkeitsprinzip und den Datenschutz zur Kennt-

nis vorgelegt werden. Damit soll die Aufsicht gestärkt werden. 

 

Nicola Yuste (SP, Zürich): Wir wagen mit diesem Antrag einen erneuten An-

lauf, den Einsatz von Systemen zur automatisierten biometrischen Identifi-

zierung natürlicher Personen im öffentlichen Raum zu verbieten. Solche Sys-

teme bergen gravierende Risiken für unsere Grundrechte. Sie bedrohen die 

Meinungsäusserungs- und Versammlungsfreiheit, weil schon die blosse 

Möglichkeit, erkannt zu werden, Menschen von der Teilnahme an Versamm-

lungen oder Kundgebungen abhalten kann. Sie untergraben das Recht auf 

informationelle Selbstbestimmung, indem sie öffentliche Handlungen unter 

potenzielle Dauerüberwachung stellen. Hinzu kommt, dass diese Systeme 

fehleranfällig und diskriminierend sind, das wissen wir schon länger. Gerade 

bei jüngeren Personen, bei Frauen, bei nicht weissen Menschen sind die Feh-

lerraten deutlich höher. Das führt zu falschen Verdächtigungen mit gravie-

renden Folgen für die Betroffenen. Und solche Systeme werden in einigen 

Kantonen bereits in der Polizeiarbeit eingesetzt, ohne klare Rechtsgrundlage 

und ohne dass je eine politische Debatte darüber geführt wurde. 

Genau deshalb ist ein deutliches Verbot, wie wir es hier in Absatz 2 vor-

schlagen, gerechtfertigt. Wir ziehen damit die rote Linie, um eine schlei-

chende Einführung ohne demokratische Kontrolle zu verhindern. Dieses 

Verbot ist technologieneutral, innovationsoffen und es ist notwendig, um un-

sere Grundrechte zu schützen.  

Der Antrag der GLP ist uns zu schwammig formuliert und wir fürchten, dass 

er die Rechtssicherheit in diesem Bereich eher erschweren als erleichtern 

wird, weshalb wir ihn nicht unterstützen werden. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Wer immer die Debatte auf den heutigen 

Tag gelegt hat – besser hätte man es nicht treffen können: Sechs Tage noch 

bis zur Initiative zur digitalen Integrität (gemeint ist die Volksabstimmung 

vom 30. November 2025). Wie oft haben wir der Bevölkerung versichert, 

dass wir ihre Anliegen ernst nehmen, dass kein Grund zur Sorge bestehe. 

Schliesslich haben wir ja das IDG und werden es dort regeln. Und ja, heute 

ist nun dieser Tag, Worten Taten folgen zu lassen.  

Zur Sache, vor Ihnen liegen drei Optionen: Da wäre der Verweis auf die all-

gemeine Gesetzeslage der STGK-Mehrheit, ein generelles Technologiever-

bot der automatischen Identifizierung von SP und Mitunterzeichnenden und 

schliesslich ein differenzierter Ansatz, der zwischen Massenüberwachung 
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und verhältnismässigem Einsatz moderner Technologien unterscheidet – na-

türlich von der GLP (Heiterkeit). Unser Minderheitsantrag setzt dort an, wo 

das Bundesgericht jüngst die schärfsten Grenzen gezogen hat, bei der flä-

chendeckenden anlasslosen Identifizierung im öffentlichen Raum. Im Luzer-

ner Fall hat das Bundesgericht die Bestimmungen zur automatisierten Fahr-

zeugfahndung aufgehoben und festgehalten, kantonale Generalklauseln ge-

nügten nicht. Damit ist für anlasslose Screeningsysteme im öffentlichen 

Raum die Richtung vorgegeben.  

Genau hier schafft unser Antrag Rechtssicherheit ohne ein pauschales Tech-

nologieverbot. Das Verbot der anlasslosen biometrischen Überwachung ver-

hindert die problematischen Übergriffe im öffentlichen Raum und macht zu-

gleich klar, dass eng begrenzte, gesetzlich hinreichende, determinierte An-

wendungen, wo überhaupt zulässig, möglich bleiben, Bewilligungen, ge-

nauso wie es im aktuellen Polizeigesetz ausformuliert wird. Wir vermeiden 

so Rechtskollusion und halten uns an die bundesrechtlichen Leitplanken: 

kein flächendeckendes Screening, keine Hintertür über die kantonale Gene-

ralklausel. Zugleich bewahrt dieser Ansatz die Handlungsfähigkeit dort, wo 

biometrische Technologie einen legitimen Nutzen stiftet, etwa bei der 

Spracherkennung, der Barrierefreiheit, im Unterricht, in Schulen, für die me-

dizinische Dokumentation, in der Patientensicherheit im Spital. Solche 

Konstellationen sind keine anlasslosen Überwachungen der Allgemeinheit. 

Sie lassen sich mit Registern, Transparenz und DSFA-Pflichten (Daten-

schutzfolgenabschätzung) selber steuern, sodass sie diese sensiblen beson-

deren Personendaten den Schutz erhalten, den sie verdienen. Kurz, die Min-

derheit 2 schützt die Grundrechte dort, wo die Eingriffe am grössten sind, 

und hält die Tür offen für eng begründete Spezialtatbestände, sodass nützli-

che, nicht überwachende Anwendungen nicht unter ein Technologie-Tabu 

fallen. Das ist verhältnismässig, praxistauglich und rechtsstaatlich. Besten 

Dank. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Dass diese Debatte heute stattfindet, Herr 

Mäder, haben Sie natürlich dem Kantonsratspräsidenten zu verdanken, 

schliesslich mache ich die Traktandenliste (Heiterkeit). 

 

Susanne Brunner (SVP, Zürich): SP und Grüne wollen mit ihrem Minder-

heitsantrag ein Verbot einer Auswertung von biometrischen Daten zur Iden-

tifizierung natürlicher Personen im öffentlichen Raum installieren. Ein sol-

ches Verbot lehnen wir ab. Denn dieses wäre durchaus oder ist durchaus – 

ich muss den Indikativ nehmen, Nicola Yuste – technologie- und fortschritts-

feindlich. Das wäre etwa so, als würden wir einem Arzt verbieten, dass er 
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vor der Behandlung ein Röntgenbild hinzuziehen darf. Niemals würde je-

mand auf die Idee kommen, solches zu verlangen. Darum ist auch hier ge-

boten: Technologische Innovationen müssen wir zugunsten der Sicherheit 

im öffentlichen Raum nutzen können. Würden wir das nicht tun – also der 

Arzt ohne das Röntgenbild –, würden wir verantwortungslos handeln. Die 

SVP übernimmt Verantwortung für die Sicherheit der Menschen im öffent-

lichen Raum, darum lehnen wir den Minderheitsantrag Yuste ab. 

Ebenfalls lehnen wir den Minderheitsantrag der GLP ab, denn dieser ist wohl 

gut gemeint, aber viel zu restriktiv. Und er würde – man konnte es auch in 

den detaillierten Ausführungen des Minderheitsantragstellers hören – gros-

sen administrativen Aufwand auslösen, der unnötig ist.  

Wir lehnen beide Minderheiten ab. Besten Dank. 

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Sehr geehrter Herr traktandensetzender 

Ratspräsident, wir brauchen an dieser Stelle nicht über eine automatische 

Identifizierung von Personen im öffentlichen Raum zu legiferieren, da eine 

solche heute gar nicht zulässig ist. Sie müsste, wenn schon, in einem Spezi-

alerlass geregelt werden. Solche Spezialerlasse könnten überdies von einer 

hier allenfalls eingebrachten Norm abweichen, diese sozusagen übersteuern; 

das bringt nichts. Zudem werden öffentliche Organe gemäss dem bereits be-

sprochenen Paragrafen 13 vom letzten Mal (gemeint ist die Ratssitzung vom 

15. September 2025) verpflichtet, die verwendeten algorithmischen Ent-

scheidsysteme in einem Verzeichnis auszuweisen. Da bei der automatischen 

Identifizierung mittels biometrischer Daten eben solche Systeme zum Ein-

satz kommen, würde die eingeforderte Transparenz bereits auf diesem Weg 

hergestellt. Bitte lehnen Sie beide Minderheitsanträge ab. 

 

Benjamin Krähenmann (Grüne, Zürich): Gewisse Massenüberwachung war 

schon früher möglich, der Fichenskandal lässt grüssen. Während es im 20. 

Jahrhundert aber noch deutlich mühsamer war, Daten zusammenzutragen, 

eröffnen sich im KI-Zeitalter ganz neue Möglichkeiten. Mittlerweile können 

Sie Menschen ganz einfach anhand der biometrischen Daten automatisch 

identifizieren.  

Die Ratsmehrheit hat sich leider gerade eben dafür ausgesprochen, dass öf-

fentliche Organe mittels Verordnung und ohne klar definiertes Gesetz anord-

nen können, unsere intimsten Daten zu bearbeiten. Setzen die Behörden da-

für nun auch noch Software zur automatischen Gesichtserkennung ein, bei-

spielsweise an grossen Verkehrsknotenpunkten, wie dem Central oder dem 

Bellevue, und verknüpfen sie dann diese Daten, dann steht in kürzester Zeit 

ein riesiger Berg an Daten und Informationen zur Verfügung, Daten und In-

formationen, die eine massive Gefahr für den Persönlichkeitsschutz jedes 
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Einzelnen bedeuten. Gewiss, die Cinceras (Ernst Cincera, Schweizer Politi-

ker und selbsternannter Subversivenjäger, der ein Netzwerk an Informanten 

aufgebaut hatte)  und weitere Schnüffler dieser Welt hätten ihre helle Freude 

an diesen Möglichkeiten. Doch für die Allgemeinheit und eine offene, libe-

rale Gesellschaft sind Massenüberwachungstechnologien schädlich, dessen 

scheinen sich auch die meisten Schweizer Politikerinnen und Politiker be-

wusst zu sein. Die Smartvote-Umfrage zu den Nationalratswahlen 2023 be-

inhaltete folgende eindeutige Frage: Soll die automatische Gesichtserken-

nung im öffentlichen Raum verboten werden? Verboten werden – ein Ver-

bot, nach diesem wurde gefragt, und fast 80 Prozent der Kandidierenden ant-

worteten mit «eher Ja» oder mit «Ja». Und darunter sind auch 18 noch am-

tierende Kantonsrätinnen und Kantonsräte aus den Fraktionen der GLP, der 

selbsternannten Mitte-Partei, der EVP, der FDP und auch der SVP. Ich werde 

diese Namen jetzt nicht einzeln herunterlesen, aber ich bitte Sie doch: Zeigen 

Sie etwas politisches Rückgrat und lassen Sie Ihren eigenen Wahlkampfver-

sprechen Taten folgen, wenn es darauf ankommt. Unterstützen Sie darum 

den Minderheitsantrag der SP und der Grünen. Mit diesem Antrag greifen 

wir auch die Motion 329/2022, «Grundrechte und Privatsphäre im öffentli-

chen Raum schützen» auf. Diese wurde noch sehr knapp im Kantonsrat ab-

gelehnt, unterstützt von Grünen, SP, AL, GLP und Teilen der EVP. Einige 

Kantonsrätinnen und Kantonsräte, die die Motion abgelehnt haben, haben in 

ihren Voten auch deutlich den Willen geäussert, dieses Anliegen im IDG 

umzusetzen. Dafür ist der Moment nun gekommen. Unterstützen Sie darum 

Minderheitsantrag 1.  

Zum Minderheitsantrag 2: Wir werden diesen nicht unterstützen. Er wird der 

Massenüberwachung eben genau Tür und Tor öffnen, und das nur unter dem 

Deckmantel der Technologieoffenheit. Besten Dank für Ihre Unterstützung 

des Minderheitsantrags 1. 

 

Nicola Yuste (SP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Ich würde gerne noch 

auf die Voten von GLP und SVP replizieren, denn ich habe hier die Analo-

gien nicht verstanden. Wir müssen aufpassen, dass wir vom Richtigen spre-

chen. Wir sprechen nicht von einer Einschränkung von irgendwelchen Tech-

nologien. Wenn Sie sagen, es sei nicht technologieneutral oder es sei inno-

vationsfeindlich, dann haben Sie den Antrag nicht verstanden. Die Zürcher 

Wirtschaft darf nach wie vor alle möglichen Technologien hervorbringen 

und so viel an Innovationen herumforschen, wie sie will. Was wir verbieten, 

ist die Anwendung. Was darf ein Staat und was nicht? Wir verbieten einzig 

und allein, dass der Staat biometrische Daten zur automatischen Identifizie-

rung natürlicher Personen im öffentlichen Raum benutzen darf. Da ist über-

haupt keine einzige Technologie erwähnt, die wir verbieten würden. Und 
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welche Anwendungen der automatisierten Identifizierung von Personen im 

öffentlichen Raum möchten Sie denn gerne zulassen, liebe GLP? Was wäre 

denn für Sie so ein gerechtfertigter Spezialfall? Sie haben vom Schulhaus 

und vom Spital gesprochen. Das scheint mir sehr wirr. Wollen Sie die Kinder 

im Schulhaus automatisch identifizieren? Nein, die Beispiele, die Sie ge-

macht haben, sprechen auch nicht von einer Identifizierung. KI-

Anwendungen zur Diagnose von Krebs, niemand will das verbieten, aber 

davon sprechen wir gar nicht. Welche Spezialfälle möchten Sie gerne für die 

Überwachung im öffentlichen Raum und wieso sind Sie gegen das Verbot? 

Und ich bin sicher, dass auch sehr viele SVP-Wählerinnen und -Wähler und 

FDP-Wählerinnen und -Wähler nicht überwacht und identifiziert werden 

wollen, wenn sie am Freitagabend in den Ausgang gehen. Es hat niemanden 

zu interessieren, in welchen Puff Sie gehen, da haben Sie absolut recht, es 

geht gar niemanden etwas an. Aber die Identifizierung trifft Sie, ob Sie jetzt 

kriminell sind oder nicht, das ist der Witz daran. Also noch einmal an die 

lieben Freiheitsliebenden hier: Überlegen Sie sich, was Sie hier regulieren, 

und ein solches Verbot würde sehr wohl ins IDG passen. Danke schön. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil) spricht zum zweiten Mal: Vielen Dank, dass 

wir das doch noch klären können, wo genau die Unterschiede liegen. Und 

vielleicht verstehen Sie dann auch, warum Sie unserem Minderheitsantrag 

eben doch zustimmen sollten. Denn wir sind ja bei Ihnen, wir haben selbst 

reingeschrieben, «nein, wir wollen keine Überwachung des Bellevues, un-

sere Jugendlichen sollen am Freitagabend machen dürfen, was sie wollen». 

Dafür gibt es die Polizei vor Ort, wenn etwas nicht stimmt. Aber wir schauen 

eben auch ein bisschen voraus. Heute ist diese Technologie vielleicht noch 

nicht im Einsatz. Ich war diesen Samstag am Tag der ETH, da wird die Zu-

kunft mitgestaltet. In Zukunft werden wir Pflegeroboter in einem Spital ha-

ben, in einem öffentlichen Raum. Da werden die Patienten dann identifiziert 

werden müssen. Das genau Gleiche wird in den Schulen geschehen: Wir 

werden Lernroboter in den Schulen haben, die ihre Schüler identifizieren 

müssen. Natürlich können wir eine Regulierung für die Vergangenheit ma-

chen, wir schauen lieber in die Zukunft. 

 

Susanne Brunner (SVP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Ich möchte mich 

meinem Vorredner Gabriel Mäder anschliessen. Auch wir regulieren für die 

Zukunft und nicht rückwärtsgewandt. Und jawohl, Frau Yuste, wir regulie-

ren hier die Sicherheit. Sie wollen Unsicherheit regulieren, wir die Sicher-

heit, dafür stehen wir. Und auch wir denken an künftige Anwendungen, von 

denen wir heute hier in diesem Saal noch nicht sprechen oder die wir noch 

nicht vor dem geistigen Auge haben, dafür stehen wir. Besten Dank. 



30 

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Es ist, glaube ich, sehr angezeigt, dass 

über diese Paragrafen intensiv diskutiert wird, nicht zuletzt angesichts der 

anstehenden Volksabstimmung vom kommenden Sonntag. Wir kennen das 

Resultat dieser Abstimmung noch nicht. Wenn man aber die Debatte an-

schaut, kann es sein, dass wir uns mit diesen Fragen, die jetzt diskutiert wer-

den, nach dem nächsten Sonntag noch einmal sehr grundsätzlich auseinan-

dersetzen müssen, weil das genau ein Kernpunkt sowohl der Initiative wie 

auch des Gegenvorschlages ist, der eine Nachbereitung wahrscheinlich nötig 

macht. Sie wissen vielleicht vom Prozedere her, wie es weitergehen würde 

nach dem nächsten Sonntag. Beide, Gegenvorschlag und Initiative, sind all-

gemeine Anregungen. Der Kantonsrat wird also einen definitiven Verfas-

sungsartikel formulieren müssen, der dann in die Verfassung kommt, und 

gestützt darauf die Gesetze überprüfen, ob sie diesem Verfassungsartikel ent-

sprechen. Und genau hier wird die Frage dieser biometrischen Daten und der 

algorithmischen Erfassung und Anwendung verschiedener Technologien 

eine sehr zentrale Rolle spielen. Und ich sage das deshalb hier, weil ich ver-

mute, dass dieser heutige Entscheid noch nicht in Stein gemeisselt sein wird. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Wir stimmen nun ab. Ich werde die beiden 

Minderheitsanträge einander gegenüberstellen, und dann stellen wir den ob-

siegenden Minderheitsantrag dem Antrag der Kommission gegenüber.  

 

Abstimmung I 

Der Minderheitsantrag 1 von Nicola Yuste wird dem Minderheitsantrag 

2 von Gabriel Mäder gegenübergestellt. Der Kantonsrat gibt mit 

115 : 58 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) dem Minderheitsantrag 2 den 

Vorzug.  

 

Abstimmung II 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag 2 von Gabriel 

Mäder gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 148 : 24 Stim-

men (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.  

 

§§ 26 und 27 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt.  

 

§ 28. Pilotversuche 

a. Grundsatz 

Abs. 1 und 2 
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Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 28 Abs. 3 

 

Minderheit 1 Nicola Yuste, Isabel Bartal, Michèle Dünki-Bättig, Florian 

Heer, Benjamin Krähenmann:  

Abs. 3 gemäss Antrag des Regierungsrates. 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Dieser Ab-

satz betrifft den Einsatz biometrischer Erkennungssysteme im öffentlichen 

Raum, wir haben vorher bereits darüber diskutiert. Der Regierungsrat schlägt 

vor, dass Pilotversuche mit solchen Systemen ausgeschlossen werden. Die 

Kommissionsmehrheit beantragt, diesen Absatz zu streichen. Nach ihrer 

Auffassung käme ein Verbot von Pilotversuchen faktisch einem Technolo-

gieverbot gleich. Pilotprojekte können jedoch wichtige Hinweise zur Funk-

tionsweise und zu den Auswirkungen solcher Systeme liefern und damit eine 

Grundlage für spätere Regulierungen schaffen.  

Eine Minderheit unterstützt dagegen den Antrag des Regierungsrates. Sie ar-

gumentiert, dass die Bearbeitung besonders schützenswerter Daten durch bi-

ometrische Erkennungssysteme einen schwerwiegenden Eingriff in die 

Grundrechte darstellt. Aus ihrer Sicht ist für solche Eingriffe stets eine klare 

gesetzliche Grundlage notwendig, weshalb die Einführung durch Pilotversu-

che unzulässig sei.  

Eine weitere Minderheit teilt grundsätzlich die Ansicht, dass Pilotversuche 

wertvolle Erkenntnisse liefern können. Sie fordert jedoch ergänzend eine 

transparente Berichterstattung über solche Projekte in Anlehnung an die 

Transparenzvorschriften gemäss Paragraf 25 Absatz 3. Besten Dank. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Die Alternative Liste lehnt es ab, dass 

der Regierungsverrat Überwachungssysteme mit automatischer Gesichtser-

kennung im öffentlichen Raum testen darf. Auch wenn diese Pilotversuche 

höchstens für fünf Jahre zulässig sein werden – wenn die Kameras und Über-

wachungsgeräte einmal installiert sind, ist die Gefahr gross, dass sie niemals 

mehr abmontiert werden und uns dauerhaft überwachen. Wir unterstützen 

darum den Minderheitsantrag von Nicola Yuste. 

 

Nicola Yuste (SP, Zürich): Es tut mir leid, ich habe den Gong (der die Fort-

setzung der Sitzung nach der Pause ankündigt) nicht gehört, aber das war 

mein Fehler. (Die Votantin hätte als Erstunterzeichnerin des Minderheitsan-

trags als Erste sprechen können.) 
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Unser Minderheitsantrag in Paragraf 28 übernimmt die ursprüngliche Fas-

sung der Regierung. Pilotversuche mit biometrischen Erkennungssystemen 

sollen im öffentlichen Raum unzulässig sein. Warum denken Sie, hat die Re-

gierung diese Ausnahme vorgesehen? Dies hat nichts mit einem generellen 

Technologieverbot zu tun – das kommt uns bekannt vor –, sondern es ist eine 

Frage des Grundrechtsschutzes. Der Einsatz von biometrischen Erkennungs-

systemen bedeutet die Bearbeitung besonders schützenswerter Personenda-

ten und stellt einen schwerwiegenden Eingriff in das Grundrecht auf infor-

mationelle Selbstbestimmung gemäss Artikel 13 Absatz 2 der Bundesverfas-

sung dar. Für derart schwere Eingriffe verlangt Artikel 36 der Bundesverfas-

sung zwingend eine klare gesetzliche Grundlage. Die Bedingungen und 

Grenzen müssen präzise festgelegt sein und die Schwere des Eingriffs in die 

Privatsphäre muss berücksichtigt werden. Pilotversuche erfüllen diese An-

forderungen gerade nicht, weil sie definitionsgemäss ohne vorgängige ge-

setzliche Grundlage durchgeführt werden. 

Das hat auch das Bundesgericht im Oktober 2024 im Zusammenhang mit der 

automatisierten Fahrzeugfahndung im Kanton Luzern bestätigt. Die automa-

tisierte Erfassung und Auswertung von Bewegungsdaten sei ein schwerwie-

gender Grundrechtseingriff und erfordere eine explizite gesetzliche Grund-

lage im formellen Sinn. Der Staat darf keine neue Bewachungstechnologie 

probeweise einsetzen, wenn sie tief in die Grundrechte eingreift. Gerade des-

halb ist entscheidend, dass solche Systeme nicht über den Umweg von Pilot-

projekten schleichend eingeführt werden können, ohne dass je eine politische 

und gesellschaftliche Debatte stattgefunden hat und ohne dass klare gesetz-

liche Schranken bestehen. Die Regierung hat diese Ausnahme also formu-

liert, um Pilotversuche zur Bearbeitung besonderer Personendaten unter ge-

wissen Voraussetzungen grundsätzlich zu ermöglichen, aber bei besonders 

schweren Grundrechtseingriffen, wie bei der biometrischen Erkennung im 

öffentlichen Raum, setzt man die Grenze – in Berücksichtigung der Bundes-

verfassung. Dass eine Mehrheit der Kommission ausgerechnet diesen Absatz 

nun streichen möchte, lässt mich schon an ihrem Verständnis des Rechts-

staates zweifeln. Vielen Dank. 

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Die Möglichkeit, Pilotversuche durchzu-

führen, ist zweifellos eine weitere begrüssenswerte Neuerung dieses Geset-

zes. Nur ist mit Absatz 3 des Regierungsratsentwurfs eine Bestimmung ent-

halten, die nicht so recht zum Wesen von Pilotversuchen und auch zur Of-

fenheit gegenüber neuen Technologien passen will. Unbestritten ist, dass der 

Einsatz biometrischer Erkennungssysteme im öffentlichen Raum eine deli-

kate Angelegenheit ist, allerdings ist diese weltweit im Vormarsch. Auch der 
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Kanton Zürich wird nicht darum herumkommen, sich mit dieser Angelegen-

heit auseinanderzusetzen. Ob mit Pilotversuchen oder ohne, das ist nicht der 

Ort, um darüber zu befinden. Es ist aber auch nicht der Ort, dies im Vorhinein 

pauschal auszuschliessen. Möglicherweise könnte gerade ein zeitlich und 

örtlich begrenzter und eng begleiteter Pilotversuch wichtige Hinweise für 

eine künftige Legiferierung liefern. Bitte lehnen Sie beide Minderheitsan-

träge ab. 

 

Susanne Brunner (SVP, Zürich): Es geht hier im Absatz 3 um die Pilotver-

suche mit biometrischen Daten. Die SVP ist mit der Mehrheit der Meinung, 

dass solche möglich sein sollen, darum wollen wir den Absatz 3 streichen, 

denn es wäre technologiefeindlich, das von vornherein auszuschliessen. Was 

nützt es denn, wenn wir Innovationen haben, diese aber nicht testen dürfen? 

Gerade bei neuen Technologien sind doch Testanwendungen sinnvoll, und 

dies ohne unnötige Auflagen. Darum lehnen wir Minderheit 1 und 2 ab. Bes-

ten Dank. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Wir haben es bereits erwähnt, wir sind ge-

gen diese Streichung. Damit wird der Wirtschaftsstandort Zürich und die 

Forschung an den Hochschulen und Universitäten unnötig eingeschränkt. 

Und ich glaube, jetzt zeigt sich hier, was wir bereits schon bei Paragraf 25 

diskutiert haben, dass Sie eben eigentlich doch auf ein Technologieverbot 

abzielen. Während Sie in Paragraf 25 noch die Identifikation in den Vorder-

grund gestellt haben, fehlt diese Referenz jetzt hier völlig. Es wird nicht mehr 

unterschieden zwischen der Authentifizierung und der Identifizierung, und 

das führt dann halt eben doch zu diesem Technologieverbot. Und anstatt dass 

mit Pilotversuchen im Kanton Zürich wertvolle Erkenntnisse gewonnen wer-

den könnten, wären wir auf Erfahrungen von anderen Kantonen oder vom 

Ausland angewiesen. Und es ist klar, wohin sich die Privatfirmen und die 

Forschung dann orientieren werden. 

Aber wir gehen davon aus, dass wir wie bei Paragraf 25 mit der Minderheit 

2 natürlich wieder unterlegen werden. Wir würden trotzdem aber die Regie-

rung gerne auffordern, ihre Verantwortung wahrzunehmen und entspre-

chende Pilotversuche, wie sie das bereits im Rahmen ihrer Sandbox durch-

führt, eng zu begleiten und trotz der Ausnahmemöglichkeit ein adäquates 

Mass an Datenschutz und Datensicherheit bei den Betreibern einzufordern. 

 

Benjamin Krähenmann (Grüne, Zürich): Ich kann mich grösstenteils meiner 

Vorrednerin Nicola Yuste der SP anschliessen. Pilotversuche tönen immer 

toll und innovativ, unter dem Strich bedeuten sie aber vor allem eines, prö-

beln, und zwar mittels Verordnung und ohne gesetzliche Grundlage. Wir 
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Grüne stehen darum auch schon Pilotversuchen zur Bearbeitung besonderer 

Personendaten eher kritisch gegenüber. Dass Pilotversuche nun aber zusätz-

lich für den Einsatz biometrischer Erkennungssysteme im öffentlichen Raum 

zugelassen werden sollen, lehnen wir entschieden ab. Die Gefahren solcher 

Systeme wurden ja während der Debatte schon zur Genüge ausgeführt. Er-

wähnenswert scheint mir an dieser Stelle jedoch die schiere Datenmenge, die 

Sie erheben können. Gehen wir davon aus, dass biometrische Erkennungs-

systeme fünf Jahre zum Einsatz kommen, eben im Rahmen eines solchen 

Pilotversuchs, dann erhalten öffentliche Behörden unzählige Daten und In-

formationen, die den Persönlichkeitsschutz jedes Einzelnen gefährden. Von 

einem überschaubaren Test kann also ganz und gar nicht die Rede sein, viel 

eher scheint dies einen ersten Schritt in Richtung flächendeckende Überwa-

chungsmöglichkeiten darzustellen.  

Stimmen Sie darum dem Antrag der SP und der Grünen zu. Und warum ge-

rade die SVP dies nicht tut, ist schleierhaft. Schliesslich hat dieselbe SVP 

noch folgende Vernehmlassungsantwort verfasst, ich zitiere: «Die Kompe-

tenz für das Bearbeiten von besonderen Personendaten im Rahmen von Pi-

lotversuchen ist zu wichtig, als dass sie generell dem Regierungsrat zuge-

standen werden sollte, Paragraf 25» – das ist jetzt Paragraf 28 – «ist zu strei-

chen.» Geschätzte SVP, wir wollen nicht einmal den ganzen Paragrafen zu 

den Pilotversuchen streichen, sondern nur einen – dafür sehr gewichtigen – 

Absatz. Tun Sie es uns gleich und unterstützen Sie den Minderheitsantrag 

der SP und der Grünen. 

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Ich kann hier etwas deutlicher werden, 

weil ich hier die Position des Regierungsrates vertrete: Dem Regierungsrat 

Technologiefeindlichkeit oder gar den Willen zu einem Technologieverbot 

zu unterstellen, ist, glaube ich, das darf ich sagen, etwas abenteuerlich. Der 

Regierungsrat hat diese Formulierung gewählt, weil er um die Sensibilität 

der Bevölkerung in diesen Fragen weiss. Wie wohl würde die Abstimmung 

ausfallen, wenn dieser Artikel dem Volk vorgelegt würde? Wie wohl wäre 

das Resultat zu dieser Frage, ob pilotweise, ohne gesetzliche Grundlage, al-

lein in der Kompetenz einer Regierung Pilotversuche mit diesen Technolo-

gien durchgeführt werden könnten, ohne weitere Einschränkungen, ohne 

Kontrolle, ohne Definition im Umfang, in einem Gesetz, das dann wiederum 

dem Volk unterbreitet werden könnte, wie wohl würde diese Abstimmung 

ausfallen? 

Ich bitte Sie wirklich sehr, auch mit Blick auf die Abstimmung vom kom-

menden Sonntag, die Sorgen, die die Bevölkerung in diesen Fragen hat, 

wirklich ernst zu nehmen und hier nicht Tür und Tor für Versprechen oder 
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Vorhaben zu öffnen, bei denen Sie genau wissen, dass das bei der Bevölke-

rung ganz schlecht ankommt. Ich richte mich insbesondere an jene Seite, die 

für sich immer wieder in Anspruch nimmt, ganz besonders nah bei der Be-

völkerung zu sein. Dieser Absatz, wie Sie ihn jetzt mehrheitlich streichen 

wollen, ist eine dieser Massnahmen, die wir treffen müssen, um Digitalisie-

rung verantwortungsbewusst vorantreiben zu können, um Technologien ver-

antwortungsbewusst und im Dialog mit der Bevölkerung vorantreiben zu 

können.  

Wenn eine der Vorlagen vom kommenden Sonntag – Initiative oder Gegen-

vorschlag – durchkommt, werden Sie auf diesen Artikel wieder zurückkom-

men müssen, weil diese Initiative und auch der Gegenvorschlag klipp und 

klar genau in diesen Bereichen hohe Anforderungen setzen. Und weshalb Sie 

heute so tun, als ob Sie das gar nichts angehen würde, und am nächsten Sonn-

tag in die Kameras und Mikrofone sagen werden, dass Sie die Sorgen der 

Bevölkerung schon ernst nehmen und sicher gesetzlich alles machen würden, 

dass das auch so stattfindet, das verstehe ich nicht. Sie haben heute die Mög-

lichkeit, der Regierung zu folgen, diesen Absatz drin zu lassen und hier 

schon einmal einen Tatbeweis zu erbringen, dass Sie das ernst nehmen, was 

die Bevölkerung von der Politik in diesen Fragen erwartet. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag 1 von Nicola 

Yuste gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 114 : 58 Stim-

men (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.  

 

§ 29. b. Verfahren und Evaluation 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Hier liegt ein Folgeminderheitsantrag von 

Benjamin Krähenmann vor, den wir dann bei Paragraf 41 beschliessen.  

 

§ 30 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 31. Information über die Beschaffung 

 

Minderheit Gabriel Mäder, Sonja Gehrig: 

§ 31. 1… Personendaten bei Dritten. Andere öffentliche Organe sowie Or-

gane eines anderen Kantons oder des Bundes gelten nicht als Dritte. 
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Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Dieser Pa-

ragraf betrifft die Beschaffung von Personendaten durch öffentliche Organe. 

Grundsätzlich soll sichergestellt werden, dass Daten nur im Rahmen einer 

gesetzlichen Grundlage bearbeitet und weitergegeben werden dürfen.  

Eine Minderheit der Kommission regt an, hier eine Regelung aufzunehmen, 

die sich an Artikel 20 Absatz 4 des Bundesgesetzes über den Datenschutz 

orientiert. Danach können innerhalb eines Konzerns Daten unter bestimmten 

Bedingungen geteilt werden. Übertragen auf das kantonale Recht würde dies 

bedeuten, dass Daten auch zwischen den öffentlichen Organen genutzt wer-

den können, sofern der gesetzliche Rahmen eingehalten wird. Ziel ist es, den 

Austausch innerhalb der Verwaltung zu erleichtern und Doppelspurigkeiten 

zu vermeiden. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Ich danke unserer Kommissionspräsidentin, 

die es auf den Punkt gebracht hat: Es geht darum, zusätzlichen Aufwand zu 

vermeiden. Unser Datenschutz darf nicht einfach Selbstzweck sein, unsere 

Gesetze sollten auch Wirkung erzielen. Und unser Antrag zielt darauf ab, die 

gelebte Praxis nachzuvollziehen, klar, verhältnismässig und ohne Abstriche 

bei den Rechten der Betroffenen. Für uns bleibt der Grundsatz: Wer Daten 

beschafft, informiert die betroffene Person. Werden die Daten direkt bei den 

Personen erhoben, ist die Pflicht offenkundig erfüllt. Aber die Pflicht gilt 

nun auch, wenn Gemeinde A bei Gemeinde B Informationen einholt, die sie 

bereits erhoben hat und die Person bereits informiert hat, weil Behörden 

rechtlich als Dritte gelten.  

Genau hier setzen wir an, denn anders ist der Setup in der Privatwirtschaft, 

dort gilt die Konsens-Klausel. Im Datenschutzgesetz des Bundes dürfen kon-

zernintern Daten ausgetauscht werden, ohne jede Person einzeln benachrich-

tigen zu müssen. Wir übertragen dieses bewährte Prinzip einfach auf die Be-

hörde. Und wichtig: Es geht nur um die Informationspflicht, nicht die Da-

tenerhebung oder Bearbeitung, es geht um die Informationspflicht. Es geht 

nicht darum, eine Blankobewilligung für Datenabflüsse zu erteilen. Ob ein 

Austausch zulässig ist, wird weiterhin separat geprüft nach Zweckbindung, 

Verhältnismässigkeit und Rechtsgrundlage. Unser Vorschlag verhindert aber 

vor allem eine Flut an weitgehend nutzlosen Benachrichtigungen durch die 

Verwaltung, die weder die Transparenz erhöht noch die Rechte stärkt, aber 

Ressourcen bindet und die Akzeptanz mindert. Worauf es am Schluss hin-

ausläuft, ist, dass man Datenberater suchen wird, die eine Ausnahme im Ge-

setz suchen werden, um dieser Information nicht nachzukommen.  

Ersparen wir uns das doch, stimmen Sie diesem Antrag zu. Besten Dank. 
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Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Gabriel Mä-

der gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 143 : 29 Stimmen 

(bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.  

 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich informiere Sie, dass die Mitte ihren An-

trag zu Paragraf 47 Absatz 2 zurückgezogen hat. Wir sind aber noch nicht 

bei Paragraf 47, das war erst eine Vorinformation, damit Sie sich darauf ein-

stellen können. 

 

§ 31 Abs. 2 und 3 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 32. Grundrechtliche Folgenabschätzung, Datenschutzfolgenabschätzung 

und Vorabkontrolle 

Abs. 1–3 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Ich würde 

gerne noch zu Paragraf 32 Absatz 1 bis 3 einfach für das Protokoll noch ein 

Präsidiumsvotum halten, bevor ich dann zum Minderheitsantrag für einen 

neuen Absatz 4 komme. Darf ich das? 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Selbstverständlich dürfen Sie das. 

 

Michèle Dünki-Bättig fährt fort: Wunderbar, besten Dank. Absatz 1 führt 

neu eine grundrechtliche Folgeabschätzung ein. Während es bei der Daten-

schutzfolgeabschätzung primär um Risiken für die Privatsphäre geht, betrifft 

die Folgeabschätzung bei algorithmischen Entscheidsystemen den Grund-

rechtsschutz insgesamt.  

In Absatz 2 wird die Datenschutzfolgeabschätzung systematisch neu verord-

net und die Schwelle für ihre Durchführung präzisiert. Statt von «besonderen 

Risiken» ist nun von «voraussichtlich hohem Risiko» die Rede.  

In Absatz 3 wird festgehalten, dass es dafür einen vorgelagerten Prüfschritt 

braucht. Es ist jeweils zu dokumentieren, ob die Schwelle eines hohen Risi-

kos erreicht ist. Damit entsteht ein Dreischritt von der allgemeinen Grund-

rechtsprüfung über die klarere Risikoschwelle bis hin zur Dokumentation 

des Entscheids. Vielen Dank, ich habe der Kommission gesagt, dass ich die-

ses Votum halten werde, nicht, dass ich hier Versprechen breche. 

 

§ 32 Abs. 4 (neu) 
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Minderheit Benjamin Krähenmann, Isabel Bartal, Michèle Dünki-Bättig, 

Florian Heer, Davide Loss für Nicola Yuste: 
4 Unterbreitet das öffentliche Organ eine beabsichtigte Bearbeitung nicht 

zur Vorabkontrolle, kann die oder der Beauftragte eine entsprechende Emp-

fehlung abgeben und bei einer erheblichen Verletzung von rechtlichen Best-

immungen Verwaltungsmassnahmen verfügen. Das Verfahren richtet sich 

nach §§ 52 f. 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Ich komme 

nun aber zu Paragraf 32 Absatz 4: Dieser Absatz betrifft die Rolle der oder 

des Beauftragten im Rahmen der Datenschutzfolgeabschätzung. Vorgesehen 

ist, dass die Aufsichtsinstanz Stellung nehmen und Empfehlungen abgeben 

kann. Eine Minderheit der Kommission erachtet dies als nicht ausreichend. 

Sie beantragt, dass die oder der Beauftragte eine verbindliche Vorabkontrolle 

verlangen kann. Nach ihrer Auffassung ist es ineffizient, erst im Nachhinein 

Empfehlungen oder Verfügungen auszusprechen, wenn eine Datenbearbei-

tung bereits läuft. Eine verbindliche Vorabkontrolle würde es ermöglichen, 

Probleme frühzeitig zu verhindern. Dieser Antrag nimmt ein Anliegen der 

Subkommission der Geschäftsleitung des Kantonsrates und der Geschäfts-

prüfungskommission auf. Beide haben festgehalten, dass die Datenschutzbe-

auftragte eine Vorabkontrolle verlangen und nötigenfalls auch gerichtlich 

durchsetzen können soll. 

 

Benjamin Krähenmann (Grüne, Zürich): Die Vorabkontrolle gemäss Para-

graf 32 Absatz 3 ist eben keine Kontrolle im eigentlichen aufsichtsrechtli-

chen Sinn. Die Datenschutzbeauftragte kontrolliert nicht im Nachhinein, ob 

alles korrekt und mit rechten Dingen zu- und hergegangen ist. Stattdessen 

wird sie vorsorglich beigezogen, um Datenbearbeitungen mit hohem Risiko 

für die Grundrechte zu beurteilen und der öffentlichen Behörde beratend zur 

Seite zu stehen. Wenn also beispielsweise das USZ (Universitätsspital Zü-

rich) gewisse Gesundheitsdaten speichern und bearbeiten will, beurteilt die 

Datenschutzbeauftragte, ob und wie dies datenschutzkonform umsetzbar ist. 

Wir Grüne sind überzeugt, dass solche Vorabkontrollen für einen griffigen 

Datenschutz sehr wichtig sind. Denn Daten bei datenschutzrechtlichen Be-

denken gar nicht erst zu bearbeiten, ist der effizienteste und sicherste Weg. 

Hier gilt nämlich: Der beste Datenschutz ist, wenn keine Daten anfallen. Um 

die Vorabkontrolle zu stärken und eine Umgehung ebendieser besser ahnden 

zu können, stellen wir diesen Antrag. 
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Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Benjamin 

Krähenmann gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 114 : 57 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustim-

men.  

 

§ 33. Datenschutzverletzungen 

a. Meldung an die Beauftragte oder den Beauftragten 

Abs. 1 

 

Minderheit Nicola Yuste, Isabel Bartal, Michèle Dünki-Bättig, Florian 

Heer, Benjamin Krähenmann: 

§ 33. 1… wenn voraussichtlich ein grosses Risiko für die Grundrechte der 

betroffenen Person besteht. 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Dieser Ab-

satz regelt die Meldepflicht bei Datenschutzverletzungen. Strittig war dabei 

die Frage, welche Schwelle für eine Meldepflicht gelten soll. Die Kommis-

sionsmehrheit plädiert dafür, nicht auf das Kriterium «grosses Risiko» abzu-

stellen, sondern darauf, ob die Grundrechte der betroffenen Person allgemein 

gefährdet sind. Nach ihrer Auffassung würden Abklärungen darüber, wie 

gross das Risiko im Einzelfall ist, zu lange dauern und die Meldung verzö-

gern.  

Eine Minderheit unterstützt demgegenüber den Antrag des Regierungsrates, 

schlägt aber eine Präzisierung vor. Der Begriff «voraussichtlich» soll ergänzt 

werden. Damit soll berücksichtigt werden, dass eine Einschätzung, ob ein 

grosses Risiko für die Grundrechte besteht, oft nicht unmittelbar und ad hoc 

möglich ist. 

 

Nicola Yuste (SP, Zürich): Es ist aus unserer Sicht absolut wichtig, dass das 

zuständige öffentliche Organ der Datenschutzbeauftragten unverzüglich 

Meldung macht, falls Fälle von unbefugter Bearbeitung von Personendaten 

oder die Verletzung der Datensicherheit festgestellt werden. Dies muss man 

nicht in allen kleinen Fällen machen, die einfach wieder korrigiert werden 

können, sondern nur, wenn eben voraussichtlich ein grosses Risiko für die 

Grundrechte der betroffenen Person besteht. Warum ist dieses Wort «voraus-

sichtlich» so wichtig? Es ist der Kern unseres Minderheitsantrags aus dem 

einfachen Grund, dass ich als Verwaltungsangestellte nicht in jedem Fall si-

cher beurteilen kann, ob ein solches grosses Risiko besteht. Wenn es aber 

den Verdacht gibt, dass es sich potenziell oder eben voraussichtlich in be-

trächtlichem Masse auf die Grundrechte auswirken könnte, also dass mein 
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Fehler sich auf diese Grundrechte auswirken könnte, ist sofort die Daten-

schutzbeauftragte zu informieren. Sie und ihr Team können dann die tatsäch-

liche Gefährdung bestimmen. Wir übernehmen mit diesem Antrag übrigens 

auch die Formulierung im Bundesgesetz. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): In diesem Fall wird die AL mit der 

Kommissionsmehrheit stimmen, weil wir finden, der Antrag sei klarer, prä-

ziser und schnörkelloser formuliert. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Nicola Yuste 

gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 118 : 53 Stimmen (bei 

0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.  

 

§ 34 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 35. Berechtigung 

Abs. 1 und 2 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 35 Abs. 3 

 

Minderheit Gabriel Mäder, Sonja Gehrig, Marzena Kopp (i. V. Tina De-

plazes): 

b. … ist und die Personendaten zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben 

benötigt,  

c. dies Name, Vorname, Adresse und Geburtsdatum im Rahmen der Amts-

hilfe betrifft,  

lit. c wird zu lit. d.  

e. die betroffene Person ihre Daten allgemein zugänglich gemacht und eine 

Bekanntgabe nicht ausdrücklich untersagt hat. 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Dieser Ab-

satz regelt verschiedene Konstellationen der Bekanntgabe von Personenda-

ten.  

Eine Minderheit beantragt, in Buchstabe b die Bekanntgabe gegenüber an-

deren öffentlichen Organen vom Nachweis abhängig zu machen, ob diese 

Daten tatsächlich für die gesetzliche Aufgabenerfüllung benötigt werden.  
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In Buchstabe c wird die Amtshilfe angesprochen. Eine Minderheit erachtet 

die Bekanntgabe hier grundsätzlich als zulässig und verweist auf das Prinzip 

der Verhältnismässigkeit.  

Bei Buchstabe e beantragt eine Minderheit, die identische Formulierung aus 

dem eidgenössischen Datenschutzgesetz zu übernehmen, um Kohärenz und 

Verständlichkeit zu erhöhen. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Mit diesem Antrag klären wir zwei Punkte. 

Erstens, litera e: Personendaten, die allgemein zugänglich sind und deren 

Bekanntgabe nicht untersagt wurde, dürfen von öffentlichen Organen bear-

beitet und weitergegeben werden. Das folgt bereits aus Bundesrecht, gleich-

wohl wollen wir es im IDG explizit festhalten, als Servicehinweis für die 

Bevölkerung – Sie haben es von der Regierungsrätin gehört –, wir müssen 

der Bevölkerung erklären, wozu das IDG da ist. Das IDG richtet sich nicht 

nur an Juristinnen und Juristen, auch ein durchschnittlicher Bürger soll nach 

der Lektüre wissen, was mit öffentlich zugänglichen Daten geschehen darf.  

Zweitens, die Amtshilfe zwischen den Behörden: Neu verlangt der Entwurf, 

dass die ersuchende Behörde einen Berechtigungsnachweis erbringen muss. 

Das mag gegenüber Privaten sinnvoll sein, aber nicht behördenintern. Be-

hörden dürfen Daten nur gestützt auf eine gesetzliche Aufgabe bearbeiten, 

Zugriffe werden protokolliert. Die Verantwortung liegt damit klar bei der 

ersuchenden Stelle. Diese neu eingeführte Zweitkontrolle verlagert damit die 

Verantwortung zum Datengeber, erzeugt Doppelprüfungen und eine Miss-

trauenskultur, ohne dass wir einen Mehrwert beim Schutz generieren. Die 

Regierung weiss selbst auch, dass es einfacher geht. Paragraf 44 Absatz 3 

des Organisationsgesetzes des Regierungsrates und der kantonalen Verwal-

tung hält fest: «Zu den Personendaten haben alle Stellen der kantonalen Ver-

waltung Zugang, soweit sie dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben brauchen.» 

Hier wird kein weiterer Nachweis verlangt. Für kantonale Stellen wird der 

Zugang erleichtert, für Gemeinden und andere öffentliche Organe soll er mit 

dem neuen IDG erschwert werden. Diese Ungleichbehandlung überzeugt 

weder sachlich noch organisatorisch.  

Wir beantragen deshalb die Streichung des Berechtigungsnachweises. Aus-

reichend ist eine kurze, protokollierte Begründung des Gesuches. Zulässig-

keit, Zweckbindung, Verhältnismässigkeit und Aussicht bleiben unverändert 

gewährleistet. Sollte der Rat diesen Antrag ablehnen, werden wir die Gleich-

behandlung der Verwaltungsangestellten auf einem anderen Gesetzesweg si-

cherstellen müssen. Besten Dank. 

 

Marzena Kopp (Die Mitte, Meilen): Das Thema «Personendaten» ist brisant. 

Wir wollen die Hürden für die Weitergabe höher legen. Jeder Datensatz, der 
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ohne klare Notwendigkeit weitergegeben wird, stellt ein Risiko dar. Gerade 

im digitalen Zeitalter ist die Gefahr des Missbrauchs real, einmal veröffent-

lichte Daten sind kaum mehr einzufangen.  

Die Mehrheit setzt stärker auf Flexibilität. Wir wollen jedoch, dass Perso-

nendaten nur dann weitergegeben werden dürfen, wenn ein eindeutiges öf-

fentliches Interesse oder eine klare Grundlage besteht. Man soll restriktiv mit 

Daten umgehen und sie nicht leichtfertig weitergeben. Wir stimmen dem 

Minderheitsantrag zu, besten Dank. 

 

Roman Schmid (SVP, Opfikon): Bei der Bekanntgabe der Personendaten un-

terstützt die SVP/EDU-Fraktion den Regierungsratsantrag und lehnt den 

Minderheitsantrag von GLP und Mitte ab. Für uns benötigte es keine detail-

lierte Regelungen dazu, die Verhältnismässigkeit ist für uns gegeben. Bei 

litera a zum Beispiel wird genau die Forderung, welche die Minderheit stellt, 

schon im Datenschutzgesetz des Bundes geregelt. Eine weitere Regelung im 

Kanton Zürich erachten wir nicht als zielführend, deshalb lehnen wir alle 

Minderheitsanträge hier in diesem Paragrafen ab. Vielen Dank.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Gabriel Mä-

der gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 133 : 39 Stimmen 

(bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.  

 

§§ 36–40 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 41. Wahl und Stellung 

 

Minderheit in Verbindung mit § 21a Abs. 2, § 29 Abs. 1 und § 42 Benjamin 

Krähenmann, Sonja Gehrig, Florian Heer, Gabriel Mäder: 

§ 41. 1 … … wählt auf eine Amtsdauer von vier Jahren je eine oder einen 

Beauftragten (Beauftragte oder Beauftragter) für…  

a. das Öffentlichkeitsprinzip,  

b. den Datenschutz.  
2 … die Beauftragten bei ... 
3 Die Beauftragten sind administrativ … 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Ich komme 

zu § 41 Absatz 1: Dieser Paragraf regelt die Aufgaben der oder des Beauf-
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tragten. Nach der Vorlage ist vorgesehen, dass die kantonale Datenschutzbe-

auftragte oder der kantonale Datenschutzbeauftragte zugleich auch für das 

Öffentlichkeitsprinzip zuständig ist.  

Eine Minderheit der Kommission schlägt hier eine organisatorische Tren-

nung vor. Sie beantragt die Schaffung einer eigenen Funktion für das Öffent-

lichkeitsprinzip. Begründet wird dies mit der Grösse des Kantons Zürich und 

dem Umfang der Aufgaben. Eine eigenständige Person solle sich aus-

schliesslich auf das Öffentlichkeitsprinzip konzentrieren, während die beste-

hende Datenschutzbeauftragte oder der bestehende Datenschutzbeauftragte 

ihre oder seine Ressourcen voll für den Datenschutz einsetzen kann. 

 

Benjamin Krähenmann (Grüne, Zürich): Mit der Motion 23/2019 forderten 

AL und Grüne, unterstützt von SP, GLP und EVP, die Stärkung des Öffent-

lichkeitsprinzips. Neu sollte es neben der oder dem Datenschutzbeauftragten 

auch einen oder eine Beauftragte für das Öffentlichkeitsprinzip geben. Bei 

der Umsetzung dieses Anliegens hat es sich der Regierungsrat nun relativ 

einfach gemacht. Die Datenschutzbeauftragte soll neu auch für das Öffent-

lichkeitsprinzip zuständig sein. Nun wird argumentiert, dass Datenschutz 

und Öffentlichkeitsprinzip zwei Seiten derselben Medaille seien. Das mag 

so stimmen, heisst aber noch lange nicht, dass es nur eine Beauftragte bezie-

hungsweise einen Beauftragten braucht. Und verstehen Sie mich nicht 

falsch, es geht hier nicht um ein Misstrauensvotum gegenüber der amtieren-

den Datenschutzbeauftragten. Wir Grüne sind aber der Ansicht, dass von ei-

ner Machtakkumulation bei nur einer beziehungsweise einem Beauftragten 

abzusehen ist. Abwägungen zwischen Datenschutz und Öffentlichkeitsprin-

zip können am besten im Austausch zwischen zwei Beauftragten gemacht 

werden. Eine Trennung stellt ausserdem sicher, dass beide Bereiche die 

ihnen gebührende Aufmerksamkeit erhalten und Interessenkonflikte vermie-

den werden. Gerade das Öffentlichkeitsprinzip und dessen bürgernahe Um-

setzung müssen innerhalb der Verwaltung und im ganzen Kanton noch be-

kannter werden.  

Darum fordern wir mit unserem Minderheitsantrag weiterhin, dass es je ei-

nen oder einen Beauftragten für das Öffentlichkeitsprinzip und für den Da-

tenschutz gibt. 

 

Roman Schmid (SVP, Opfikon): Nur kurz: Unsere Fraktion ist ganz klar der 

Meinung, dass es keine Beauftragte oder keinen Beauftragten für das Öffent-

lichkeitsprinzip in unserem Kanton benötigt respektive diese Arbeit wie bis 

anhin von der Datenschutzbeauftragten oder dem Datenschutzbeauftragten 

des Kantons Zürich gemacht werden soll. Wir haben da vollstes Vertrauen. 

Vielen Dank für die wertvolle Arbeit. 
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Nicola Yuste (SP, Zürich): Die SP hat lange abgewogen, welche Variante 

wir nun für geeigneter halten. Wir unterstützen den Antrag der Regierung, 

wonach der Kantonsrat eine einzige Beauftragte oder einen einzigen Beauf-

tragten für sowohl das Öffentlichkeitsprinzip als auch den Datenschutz 

wählt. Folgende Punkte waren für uns schlussendlich ausschlaggebend:  

Erstens gibt es inhaltliche Überschneidungen zwischen dem Öffentlichkeits-

prinzip und dem Datenschutz, zum Beispiel beim Zugang zu Personendaten. 

Viele Fragestellungen betreffen beide Rechtsgüter gleichzeitig, also zum 

Beispiel Transparenz versus Schutz der Privatsphäre. Beide Grundsätze sind 

gleichwertig zu schützen, das heisst, es ist oft ein Abwägen gefragt, welcher 

Aspekt im Einzelfall höher zu gewichten ist. Eine einzige Stelle ermöglicht 

es, diese Spannungsfelder ganzheitlich zu betrachten, anstatt dass zwei Be-

auftragte mit möglicherweise unterschiedlichen Einschätzungen gegenei-

nanderstehen. Wir sehen bei zwei getrennten Beauftragten das Risiko, dass 

es zum Machtkampf zwischen beiden kommt, wenn sie in Einzelfällen zu 

gegensätzlichen Beurteilungen gelangen, was nicht im Sinne der Betroffenen 

wäre und die Prozesse lähmen würde. Eine einheitliche Stelle stellt sicher, 

dass es eine abgestimmte Position gibt. 

Zweitens: Wir nutzen die Synergien, weil eine kombinierte Stelle eine ge-

meinsame Organisation und die Bündelung von Fachkompetenz ermöglicht. 

Das ist effizienter und vermeidet Doppelspurigkeiten. Wir denken auch, dass 

eine einzige klar profilierte Beauftragten-Stelle gegenüber Verwaltung und 

Öffentlichkeit sichtbarer und durchsetzungsfähiger ist als zwei kleinere, von-

einander getrennte Stellen.  

Und drittens folgen wir hier dem bewährten Modell des eidgenössischen Da-

tenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten auf Bundesebene, der ebenfalls 

für beide Bereiche zuständig ist. Das Modell hat sich in der Praxis also be-

währt und zeigt, dass die Kombination der Aufgaben fachlich sinnvoll und 

organisatorisch auch machbar ist. Wir sehen natürlich das Risiko, das auch 

die Grünen erwähnt haben, dass diese Stelle damit ziemlich viel Macht ver-

eint. Das ist so, und es wird entscheidend sein, dass der oder die Beauftragte 

in beiden Bereichen Kompetenzen bündelt und sich beiden Grundsätzen 

gleichermassen verpflichtet fühlt. Unter dem Strich überwiegen für uns aber 

die Vorteile dieses Modells. Besten Dank. 

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Tatsächlich handelt es sich beim Öffent-

lichkeitsprinzip und dem Datenschutz um zwei unterschiedliche Bereiche, 

sie können zueinander sogar in einem Spannungsverhältnis stehen. Aller-

dings weisen sie auch zahlreiche Überschneidungen auf und betreffen oft 
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dieselben Prozesse. Die Zusammenfassung beider Aufgaben schafft Syner-

gien. Fragen des Informationszugangs sind häufig mit Datenschutzfragen 

verbunden. Die Aufgaben des einen Bereichs orientieren sich an den Aufga-

ben des anderen. Auch wir wollen das Öffentlichkeitsprinzip stärken und 

ihm zu einer noch prominenteren Stellung und grösseren Notorietät verhel-

fen. Die Nachvollziehbarkeit staatlichen Handels ist auch uns ein wichtiges 

Anliegen, gerade mit Blick auf das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 

in den Staat. Und doch braucht es dafür keinen zweiten Beauftragte oder 

keine zweite Beauftragte, dem Anliegen ist besser gedient, wenn die Syner-

gien zwischen den beiden Bereichen genutzt und die Ressourcen gebündelt 

werden. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip – 

wir haben es gehört – sind zwei Seiten derselben Medaille, da stimmen wir 

den Datenschutzbeauftragten voll und ganz zu, aber sie blicken in verschie-

dene Richtungen, wie der Kollege bereits erwähnt hat. Der Datenschutz 

schützt die Privatsphäre der Einzelnen, das Öffentlichkeitsprinzip öffnet die 

Staatssphäre gegenüber der Allgemeinheit. Genau weil beide Ziele legitim 

und eben verwoben sind, braucht es eine klare personell getrennte Zustän-

digkeit. Die Trennung stärkt die rechtsstaatliche Balance. Bei Akteneinsicht 

mit Personendaten entscheidet die eine Stelle aus der Perspektive der Trans-

parenz – so viel Offenheit wie möglich –, die andere aus der Perspektive der 

Grundrechtswahrung – so viel Schutz wie nötig. Werden beide Rollen von 

der gleichen Person wahrgenommen, drohen Rollenkonflikte oder zumindest 

deren Eindruck zulasten der Akzeptanz in der Bevölkerung. Wer Einsicht 

verlangt oder sich gegen eine Offenlegung wehrt, muss darauf vertrauen 

können, dass sich nicht die gleiche Instanz zugleich öffnen und schliessen 

will. Getrennte Zuständigkeiten, getrennte Begründungen und natürlich ko-

ordiniertes Zusammenarbeiten, wo es sinnvoll ist, zum Beispiel gemeinsame 

Leitlinien, aber getrennte Fallführungen, so werden die Abwägungen sicht-

bar und damit überprüfbar. Die Frage ist doch: Was ist uns wichtig? Eine 

klare Trennung der Zuständigkeiten oder eine schlanke Organisation? Nun, 

im Sinne von Transparenz und Legitimation sollte sich der Kanton Zürich 

diesen geringen Zusatzaufwand leisten können. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Die Alternative Liste unterstützt den 

Minderheitsantrag von Grünen und GLP. Wir begrüssen es sehr, dass eine 

eigenständige Stelle für eine Öffentlichkeitsbeauftragte oder einen Öffent-

lichkeitsbeauftragten geschaffen wird. Allein schon die Grösse des Kantons 

rechtfertigt diese neue Stelle. Aber auch die Wichtigkeit der Transparenz in 

einem demokratischen Rechtsstaat rechtfertigt diese neue Anlaufstelle für 
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das Öffentlichkeitsprinzip. Mit der neuen Stelle kann der Kanton Zürich ein 

Zeichen gegen aussen setzen, dass er das Öffentlichkeitsprinzip ernst nimmt. 

Der oder die neue Öffentlichkeitsbeauftragte muss zahlreiche Aufgaben in-

nerhalb und ausserhalb der Verwaltung wahrnehmen und muss gleichzeitig 

auch Schlichtungsverfahren durchführen können.  

Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip sind zwei gegensätzliche Aufgaben. 

Wir begrüssen darum eine organisatorische Trennung von Datenschutzauf-

gaben und Öffentlichkeitsprinzip-Aufgaben. So muss die oder der Daten-

schutzbeauftragte dafür sorgen, dass mit den Daten von Dritten sorgfältig 

umgegangen wird. Die oder der Öffentlichkeitsbeauftragte muss ein Auge 

darauf haben, dass Verwaltungshandeln transparent und nachvollziehbar 

wird; zwei unterschiedliche Aufgaben also, die besser auf zwei eigenstän-

dige Anlaufstellen aufgeteilt werden. Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Benjamin 

Krähenmann gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 129 : 44 

Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustim-

men.  

 

 

§§ 42–46 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 47. Berichterstattung 

 

Minderheit Susanne Brunner, Isabel Garcia, Fabian Müller, Angie 

Romero (i. V. Michael Biber), Roman Schmid, Stefan Schmid, Christina 

Zurfluh Fraefel:  

Abs. 2 streichen. 

Abs. 3 wird zu Abs. 2. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Hier liegt noch der Minderheitsantrag von 

Susanne Brunner vor. Der Antrag der Mitte wurde zurückgezogen, wie ich 

vorhin bereits erwähnt habe.  

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Jetzt muss 

ich schauen, dass ich kein Durcheinander mache. Entschuldigung, Paragraf 

47 Absatz 2 ist zurückgezogen. Dann verzichte ich auf mein Votum, sorry, 

Susanne. 
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Susanne Brunner (SVP, Zürich): Dieser Minderheitsantrag, das Streichen 

von Absatz 2, ist sehr wichtig, denn die Arbeit des Datenschützers muss voll-

ständig unabhängig erfolgen können. Die Stellungnahmen der öffentlichen 

Organe, die von Empfehlungen und Beurteilungen betroffen sind, dürfen da-

rum nicht dem Bericht des Datenschützers angefügt werden. Auch wäre dies 

sinnwidrig. Wir regeln das Institut des Datenschutzes hier gesetzlich detail-

reich. Wir prüfen dessen Einhaltung durch einen Beauftragten ressourcen-

aufwendig, um dann den Bericht und somit die resultierende Arbeit des Da-

tenschützers zu schwächen? Nein, natürlich nicht. Mit dem Streichen von 

Absatz 2 verhindern wir dies. Wie die Finanzkontrolle auch, muss der Da-

tenschützer unabhängig arbeiten können. Besten Dank für Ihre Unterstüt-

zung. 

 

Fabian Müller (FDP, Rüschlikon): Wir beantragen auch, Absatz 2 zu strei-

chen. Es handelt sich hier um eine dieser Bestimmungen, deren Entstehungs-

geschichte nicht ganz geklärt ist, sie war nämlich nicht Teil der Vernehmlas-

sungsvorlage. Auch inhaltlich kann dieser Absatz nicht überzeugen, denn 

man muss sich schon vergegenwärtigen: Die Berichterstattung stellt das 

wichtigste Instrument der Beauftragten dar, damit schafft sie Öffentlichkeit. 

So lässt sich das Bewusstsein für die Bereiche festigen – in der Verwaltung 

und auch weit darüber hinaus. Das heisst natürlich nicht, dass sich die öf-

fentlichen Organe zu den Fällen, die sie betreffen, nicht äussern könnten. 

Ihnen wird im Rahmen des Verfahrens das rechtliche Gehör gewährt, sie ha-

ben also die Möglichkeit zur Stellungnahme. Ist das Verfahren aber einmal 

abgeschlossen – und nur dann findet der Fall gegebenenfalls Eingang in den 

Bericht –, sollen nun auch nach Abschluss des Verfahrens Stellungnahmen 

nachgereicht und dem Bericht beigelegt werden können. Also die Entschei-

dungen des Aufsichtsorgans können quasi kommentiert oder vielleicht sogar 

kritisiert werden, und das wäre dann schon etwas unüblich, also ein Zürcher 

Eigengewächs allein auf weiter Flur. Es bliebe dann auch fraglich, ob ein 

solches Setup mit völkerrechtlichen Anforderungen überhaupt vereinbar 

wäre. Wir bitten Sie, diesen Absatz 2 zu streichen. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Ich schliesse mich gerne den Worten mei-

nes Vorredners an, ich kann nur zustimmen. Auch wir unterstützen eine 

starke Datenschutzbeauftragte, die ihre Unabhängigkeit bewahrt, und wer-

den in diesem Sinne jetzt, wo die Auslegeordnung klar ist, die Minderheit 

der SVP unterstützen. Besten Dank. 
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Benjamin Krähenmann (Grüne, Zürich): Als Kantonsrat haben wir die Auf-

gabe, unter anderem der Regierung auf die Finger zu schauen, um es etwas 

salopp zu formulieren, und bei der Ausübung dieser Aufgabe kommt kanto-

nalen Aufsichtsbehörden wie derjenigen für den Datenschutz und das Öf-

fentlichkeitsprinzip, aber zum Beispiel auch der Finanzkontrolle eine sehr 

wichtige Rolle zu. Diese Behörden müssen unabhängig sowohl von den zu 

kontrollierenden Gremien als auch vom Regierungsrat sein. Bereits eine po-

tenzielle Einflussnahme bedeutet eine Beeinträchtigung dieser Unabhängig-

keit. Und wir wollen definitiv keinen vorauseilenden Gehorsam der kanto-

nalen Aufsichtsbehörden. Dem Tätigkeitsbericht also Stellungnahmen anzu-

fügen, wäre problematisch. Und seien wir ehrlich, wenn der Regierungsrat 

oder einzelne Direktionen mit dem Inhalt eines Tätigkeitsberichts der Daten-

schutzbeauftragten nicht einverstanden sind, dann haben sie genug Möglich-

keiten, sich Gehör zu verschaffen, auch ohne eine Stellungnahme im An-

hang. Wir Grüne unterstützen darum den Antrag auf Streichung von Absatz 

2. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Auch die Alternative Liste unterstützt 

den Streichungsantrag von SVP und FDP. Die Datenschutzbeauftragte be-

ziehungsweise die Öffentlichkeitsbeauftragte wird dann dem Kantonsparla-

ment unterstellt sein und ist keine verwaltungsinterne Abteilung. Sie muss 

eigenständig über Schwerpunkte ihrer Arbeit, über wichtige Feststellungen 

und über die Wirkung des neuen Gesetzes Rechenschaft ablegen können. Die 

Verwaltung beschäftigt ein Heer von Medien- und Kommunikationsbeauf-

tragten und ist sicher in der Lage, ihre Ansichten in der Öffentlichkeit kund-

zutun. Absatz 2 kann also sehr gut gestrichen werden. 

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Ich werde versuchen, Ihnen darzulegen, 

was die Überlegungen der Regierung zu diesem Absatz sind: Aufsicht ist ein 

zentrales Instrument zur Weiterentwicklung und Qualitätsverbesserung. Wir 

beaufsichtigen zum Beispiel die Gemeinden, ob sie die Integrationspro-

gramme umsetzen, ob sie überhaupt eine korrekte Verwaltungsführung ha-

ben. Es käme uns nie in den Sinn, Gemeinden mit einem Tätigkeitsbericht 

blosszustellen, wenn wir nicht ganz sicher sind, ob das, was wir bemängelt 

haben, im Zeitpunkt der Veröffentlichung auch immer noch ein Mangel ist 

oder ob es in der Zwischenzeit behoben ist. Es käme uns nie in den Sinn, 

unsere Aufsichtstätigkeit unter dem englischen Schlagwort «Blaming», also 

Anklage, zu verstehen. Es ist immer so, dass Aufsicht so gestaltet werden 

muss, dass es zu einer realen Verbesserung führt. Das bedingt, dass man es 

in einem gewissen Sinn respektvoll, diskret und auf Wirkung hinaus macht. 

So beaufsichtigen wir die Gemeinden. 
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Wir haben uns immer dagegen gewehrt, dass wir eine Reihenfolge machen, 

wie das oft auch gefordert wurde, wer die Integration wie viel umsetzt. Wir 

haben uns immer dagegen gewährt, weil das nichts zu einer effektiven An-

passung der Verwaltungsarbeit führt, nicht im Sinne einer beständigen Ver-

besserung. Ebenso vorbildlich macht das die Finanzkontrolle. Auch sie 

würde nie in der Öffentlichkeit irgendeine Verwaltungseinheit anklagen oder 

mit ihren Mängeln darstellen, sondern sie versucht, mit einer diskreten Auf-

sichtstätigkeit sehr streng, kompromisslos, ohne Spielraum die Verwaltung 

dazu anzuhalten, ihre Aufgabe korrekt durchzuführen. Und weil sie das sehr 

respektvoll und diskret macht, sind auch die Verwaltungseinheiten zwar je-

weils etwas besorgt, wenn die Finanzkontrolle auftritt, aber sehr, sehr bereit, 

auf die Hinweise der Finanzkontrolle einzugehen.  

Einen etwas anderen Stil hat der Datenschutzbeauftragte. Dort geht es mehr 

Richtung Öffentlichkeit, Anklage, Mängel aufzeigen, Hinweise geben, wo 

etwas nicht stimmt. Das führt zu einem Abwehrreflex. Das führt dazu, dass 

oft auch über Details gestritten wird, die man hätte bereinigen können, wenn 

man es nochmals gesehen hätte. Beispielsweise wurde einmal publiziert, 

dass beim Eintritt ins PJZ (Polizei- und Justizzentrum) die Daten, die dort 

gespeichert wurden, vier Jahre aufbewahrt würden. Das wurde tatsächlich 

damals festgestellt, aber selbstverständlich sofort korrigiert, und zum Zeit-

punkt der Publikation war es längst bereinigt. Genau solche Dinge könnte 

man eben, wenn man Absatz 2 beschliessen würde, genau solche Dinge, sol-

che Lernprozesse, solche Anpassungen, solche Fortschritte könnte man eben 

unterstützen, befördern und dafür sorgen, dass die Sachen rasch bereinigt 

sind und dann auch korrekt publiziert werden, und eben nicht Zustände pu-

bliziert wurden, die vielleicht zum Zeitpunkt der Inspektion, der Visitation 

tatsächlich noch ein Mangel waren, aber in der Zwischenzeit längst behoben 

sind.  

Es sind zwei Vorstellungen von Aufsicht. Der Regierungsrat unterstützt die 

Aufsicht, die ganz stark auf effektive Wirkung und Weiterentwicklung aus-

geht. Die bedingt Respekt, die bedingt auch eine gewisse Diskretion, die be-

dingt auch Ein-sich-Heraushalten aus der Öffentlichkeit. Wir haben hier das 

andere Konzept, mit der Streichung von Absatz 2 halten Sie am anderen 

Konzept fest. Ich bin tatsächlich persönlich nicht überzeugt, dass Sie damit 

die höchste Wirkung für die weitere Entwicklung des Datenschutzes errei-

chen. 

 

Susanne Brunner (SVP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Frau Regierungs-

rätin, ich muss mich nochmals zu Wort melden, weil mich dieses Votum jetzt 

doch etwas irritiert. Sie waren sehr prägnant und haben Ihre Aussagen ge-

macht, aber gerade diese irritieren mich doch sehr. Die Datenschützerin, sie 



50 

hat eine Aufsichtsfunktion, und der Datenschutz dient ja den Bürgerinnen 

und Bürgern in diesem Kanton, so wie die Regierungsräte und die Departe-

mente in diesem Kanton den Bürgerinnen und Bürgern dienen sollen. Und 

daher finde ich es doch auch wichtig und möchte es nicht unwidersprochen 

lassen, mit welchen Attributen Sie die Arbeit der Datenschützerin hier ge-

rade bezeichnet haben. Und ich danke den Fraktionen für ihre Unterstützung, 

für das Streichen des Absatzes 2. Besten Dank. 

 

Regierungsrätin Jacqueline Fehr: Ich muss auch nochmals kurz etwas sa-

gen: Es sind zwei unterschiedliche Konzepte der Aufsicht. Zum Zeitpunkt 

der Veröffentlichung, aufgrund der Dauer zwischen der jeweiligen Visitation 

und der Veröffentlichung, ist es naturgegeben, dass es Veränderungen gibt. 

Denn nachdem die Datenschutzbeauftragte etwas festgestellt hat, passen sich 

ja die Verwaltungseinheiten an und haben zum Zeitpunkt der Veröffentli-

chung des Jahresberichtes den Mangel mehrheitlich bereits wieder behoben. 

Und trotzdem wird es dann als Problem dargestellt, und das irritiert die Be-

völkerung. Sie bekommt ein Bild der Verwaltung, das bereits nicht mehr der 

Realität entspricht, und deshalb ist es wichtig, dass eben die Position der 

Verwaltungseinheit, was sie mit dieser Feststellung macht, auch sichtbar 

wird, damit sich eben die Bevölkerung ein realistisches Bild machen kann 

und transparent über den jeweiligen Zustand dieser Befunde auch informie-

ren kann. Es ist eine Qualitätsverbesserung zugunsten der Bevölkerung und 

zugunsten der Transparenz über den Zeitpunkt der Veröffentlichung. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Susanne 

Brunner gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 170 : 2 Stim-

men (bei 0 Enthaltungen), dem Minderheitsantrag zuzustimmen.  

 

§§ 48–55 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 56. Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 

 

Michèle Dünki-Bättig (SP, Glattfelden), Präsidentin der STGK: Wir kom-

men nun zu Paragraf 56 Absatz 2 in Verbindung mit Paragraf 44c Absätze 1 

und 2 des Gesetzes über die Organisation des Regierungsrates und der kan-

tonalen Verwaltung. Dieser Absatz betrifft die Datenschutzberatung inner-

halb der kantonalen Verwaltung. Nach der Vorlage sollen die Direktionen 

jeweils eine zuständige Person bezeichnen können.  
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Eine Minderheit der Kommission beantragt eine andere Lösung. Sie schlägt 

vor, dass ausschliesslich die Staatskanzlei diese Funktion bestimmt. Begrün-

det wird dies damit, dass die Beratung so aus einer übergeordneten Sicht 

erfolgen kann. Nach Auffassung dieser Minderheit würde dies nicht nur den 

Personalaufwand reduzieren, sondern auch die Qualität und die Einheitlich-

keit der Beratungen erhöhen, da die Standards über alle Direktionen hinweg 

einheitlich angewendet würden.  

Irrtum vorbehalten, ist dies voraussichtlich mein letztes Votum zum IDG und 

ich möchte die Gelegenheit nutzen, allen Mitwirkenden herzlich zu danken: 

den Mitarbeiterinnen der kantonalen Verwaltung und der Vorsteherin für 

Justiz und Inneres für die grosse Unterstützung der Kommissionsarbeit, un-

seren Anhörungsgästen für das profunde Einbringen ihrer Perspektiven, der 

ehemaligen STGK-Sekretärin Sandra Bollinger, die das Geschäft intensiv 

mitbetreut hat, und schliesslich natürlich auch meinen Kommissionskolle-

ginnen und -kollegen der STGK. Danke für die engagierten Diskussionen, 

die gründliche Kommissionsarbeit und ganz allgemein für die gute und kol-

legiale Zusammenarbeit. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Vielen Dank, Frau Präsidentin, damit ist das 

IDG durchberaten. Über die Ziffern römisch II bis V beschliessen wir dann 

in der zweiten Lesung.  

Wir haben nun aber noch die Detailberatung des Anhangs. Aufgrund des ge-

änderten IDGs müssen viele andere Gesetze auch angepasst werden, und ich 

gehe das jetzt einfach so durch. Ich sage Ihnen immer das Gesetz, dann die 

Paragrafen und wenn Sie sprechen wollen, müssen Sie sich schnell melden, 

sonst dauert das noch bis nach dem Mittagessen. 

 

Detailberatung des Anhangs 

 

1. Gemeindegesetz vom 20. April 2015 

§§ 8, 14 und 28 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

2. Gesetz über das Meldewesen und die Einwohnerregister vom 11. Mai 

2015 

§§ 17, 23 und 25  

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

3. Haftungsgesetz vom 14. September 1969 
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§ 18  

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

4. Publikationsgesetz vom 30. November 2015 

§ 20 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

5. Archivgesetz vom 24. September 1995 

§§ 8 und 10 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

6. Kantonsratsgesetz vom 25. März 2019 

Ersatz von Bezeichnungen 

§§ 13 und 79 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

7. Gesetz über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen 

Verwaltung vom 6. Juni 2005 

Vor «D. Administrativuntersuchung»: 

§§ 44a und 44b 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

§ 44c. Datenschutzberatung 

 

Minderheit Gabriel Mäder, Sonja Gehrig: 

§ 44c. 1 Die Staatskanzlei …  
2 Sie kann dazu eine für die Datenschutzberatung zuständige Person bezeich-

nen. 

 

Gabriel Mäder (GLP, Adliswil): Herzlichen Dank auch an die Kommissi-

onspräsidentin für die netten Worte. Ich bin auch froh, wenn wir dieses Ge-

setz durchhaben, und ich danke ihr ganz herzlich für die Arbeit, wie sie mit 

ihrem Engagement unsere Diskussion in der Kommission vorangetrieben 

hat, sodass wir heute tatsächlich noch zum Abschluss kommen. Und sie ist 

ja bereits vorher auf Paragraf 44 eingegangen.  
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Nun, bei diesem Antrag geht es eigentlich weniger um Datenschutz, viel-

mehr ist es ein Vorgeschmack auf die Budgetdebatte, die noch kommen 

wird, denn hier geht es um Organisatorisches. «DaS», Datenschutz als Ser-

vice, so stellen wir uns die Zukunft des Datenschutzes im Kanton Zürich vor. 

Behörden im ganzen Kanton, die Datenschutzleistungen aus einer Hand ab-

rufen, ohne überall eigene Teams hochzuziehen. Höhere Qualität, bessere 

Verfügbarkeit, tiefere Kosten.  

Leider schlägt die Vorlage eine andere Richtung ein. Jede Direktion soll ein 

eigenes Beratungsteam aufbauen. Das ist gut gemeint, aber ineffizient und 

riskant. Der Markt für Datenschutz- und IT-Sicherheitsprofis ist leergefegt. 

Wir verteuern uns gegenseitig, die Fachkräfte duplizieren Schulungen und 

Handbücher und produzieren unterschiedliche Rechtsauffassungen zu glei-

chen Fragen. Ergebnis: Rechtsunsicherheit, längere Verfahren, höhere Risi-

ken.  

Unser Gegenentwurf ist Datenschutz als Service. Das ist ein zentrales Kom-

petenzzentrum mit klaren Servicelevels, das allen Direktionen, Gemeinden 

und kantonalen Organisationen zur Verfügung steht. Geschätzte Ratsmit-

glieder, und damit meine ich vor allem SVP und FDP, haben Sie den Mut, 

neue Wege zu gehen, treffen Sie heute eine Richtungsentscheidung, damit 

der Datenschutz nicht zu einem ungebremsten Stellenwachstum im Kanton 

führt, und unterstützen Sie unseren Antrag. Wir werden es an der Budgetde-

batte danken. Besten Dank. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Gabriel Mä-

der gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 133 : 39 Stimmen 

(bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.  

 

§ 44a wird zu § 44d 

Übergangsbestimmung zur Änderung vom … 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

8. Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 24. Mai 1959 

§§ 19b und 92 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

9. Personalgesetz vom 27. September 1998 

§ 51 
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Keine Wortmeldung, so genehmigt.  

 

10. Das Gesetz über die Gerichts- und Behördenorganisation im Zivil- und 

Strafprozess vom 10. Mai 2010 

§§ 88b und 151 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

11. Straf- und Justizvollzugsgesetz vom 19. Juni 2006 

§ 18a 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

12. Mittelschulgesetz vom 13. Juni 1999  

§ 4c  

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

13. Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Berufsbildung vom 14. Ja-

nuar 2008 

§ 4c  

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

14. Fachhochschulgesetz vom 2. April 2007 

§ 6b 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

15. Universitätsgesetz vom 15. März 1998 

§ 7c  

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

16. Polizeigesetz vom 23. April 2007 

§§ 51, 52, 52a, 54 und 54c  

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

17. Finanzkontrollgesetz vom 30. Oktober 2000 

§§ 1 und 2 
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Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

18. Kantonale Geoinformationsgesetz vom 24. Oktober 2011 

§ 10 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

19. Kinder- und Jugendhilfegesetz vom 14. März 2011 

§§ 6d und 30 

 

Keine Wortmeldung, so genehmigt. 

 

Ratspräsident Beat Habegger: Ich hoffe, man hat kein Gesetz vergessen. Wir 

scheinen viele Gesetze zu haben. Auf jeden Fall ist die Vorlage jetzt materi-

ell durchberaten und geht an die Redaktionskommission.  

 

Das Geschäft ist für heute erledigt.  

 

 

5. Verschiedenes 

 

Fraktions- und persönliche Erklärungen 

 

Fraktionserklärung der EVP, FDP, GLP und Mitte betreffend «16 Tage 

gegen Gewalt an Frauen»  

Andrea Gisler (GLP, Gossau): Morgen startet die Präventionskampagne «16 

Tage gegen Gewalt an Frauen», nicht zum ersten Mal, sondern seit 2008. 

Rund 300 Organisationen beteiligen sich.  

Hat sich die Gewalt an Frauen in den letzten Jahren reduziert? Nein, sie hat 

es nicht, im Gegenteil: Die Kantonspolizei Zürich rückt jeden Tag 21-mal 

aus wegen häuslicher Gewalt. Es hat noch nie so viele Femizide gegeben wie 

in diesem Jahr. Seit Januar ist im Durchschnitt alle zwei Wochen eine Frau 

bei einem Tötungsdelikt ums Leben gekommen. Der Täter kommt in den 

meisten Fällen aus dem engsten Familienkreis, oft ist es der Partner oder Ex-

Partner. Bei Gewalt im sozialen Nahraum ist es fast immer so, dass es der 

Mann ist, der tötet, die Frau wird getötet. Das ist die traurige Realität, da gibt 

es nichts schönzureden, nichts zu relativieren. 

Und ebenso ist es eine Realität, dass Ausländer und Ausländerinnen sowohl 

auf der Opfer- als auch auf der Täterseite überdurchschnittlich vertreten sind. 



56 

Es gibt mitten unter uns Milieus mit zutiefst patriarchal geprägten Machtver-

hältnissen. Frauen sind hier Menschen zweiter Klasse, Tätlichkeiten, Ein-

schüchterungen und Beschimpfungen gehören zum normalen Ehe- und Be-

ziehungsalltag. Oft wird dieser Missstand von der Politik ignoriert oder ge-

leugnet, entweder weil er nicht ins eigene Weltbild passt oder weil man sich 

nicht dem Vorwurf des Rassismus aussetzen will. Wir lösen aber keine Prob-

leme, indem wir über sie hinwegsehen oder sie verharmlosen. Die Politik 

steht hier in der Verantwortung, und wenn wir die Verantwortung nicht 

wahrnehmen, müssen wir uns nicht wundern, wenn die Menschen in die 

Arme von Rechtspopulisten getrieben werden.  

Der Kampf gegen Gewalt an Frauen ist eine gesamtgesellschaftliche Auf-

gabe. Hier braucht es ein stärkeres und ein breiteres Engagement, und zwar 

von allen Parteien und von der ganzen Zivilgesellschaft. Gewalt gegen 

Frauen ist kein Frauenthema. Solange sich vor allem Frauen und Frauenor-

ganisationen im Kampf gegen Gewalt an Frauen engagieren, lässt sich die 

Gewaltproblematik nicht lösen. Es ist der falsche Ansatz, Mädchen und 

Frauen beizubringen, ihr Verhalten anzupassen, um nicht Opfer von Gewalt 

zu werden. Buben, Männer und Männerorganisationen sind stärker einzube-

ziehen und in die Verantwortung zu nehmen, damit es nicht zu geschlechts-

spezifischer Gewalt kommt. Die aktuelle nationale Kampagne bringt es tref-

fend auf den Punkt: Gleichstellung verhindert Gewalt.  

Der Kanton Zürich ist in den letzten Jahren nicht untätig geblieben. Es gibt 

ein wirksames Gewaltschutzgesetz. «Wär schlaat, dä gaht» gilt im Kanton 

Zürich seit bald 20 Jahren. Es gibt ein Bedrohungsmanagement. Die Anzahl 

Schutzplätze in den drei Frauenhäusern im Kanton Zürich wurde deutlich 

erhöht und deren Finanzierung gesichert. Die Leistungen der Opferbera-

tungsstellen wurden ausgebaut. Die medizinische Erstversorgung von Op-

fern und die Spurensicherung wurden verbessert. Es wurde das Lernpro-

gramm «Partnerschaft ohne Gewalt» eingeführt .Und seit dem 1. November 

2025 gibt es eine 24-Stunden-Hotline. Wir fordern vom Regierungsrat, dass 

er seine Bemühungen fortsetzt und die Istanbul-Konvention (Übereinkom-

men des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 

Frauen und häuslicher Gewalt) konsequent umsetzt. Der Fokus soll auch 

daraufgelegt werden, wie besonders vulnerable Frauen erreicht werden kön-

nen, die Gewalt erleben, insbesondere Frauen mit Behinderungen. Hier be-

stehen noch Schutzlücken.  

Wir werden uns weiterhin für den Kampf gegen geschlechtsspezifische und 

jegliche Art von Gewalt einsetzen. Wir zählen dabei auf die umsichtigen 

Kräfte in diesem Rat – über alle Parteigrenzen hinweg. 

 



  57 

Fraktionserklärung der SP, Grünen und AL betreffend «16 Tage gegen 

Gewalt an Frauen»  

Leandra Columberg (SP, Dübendorf): 27 Femizide! 27 Frauen wurden in 

diesem Jahr in der Schweiz ermordet. Sie wurden ermordet von Partnern, 

Ex-Partnern, Familienangehörigen oder Bekannten. Femizide sind die Spitze 

des Eisbergs, die Eskalation von Gewalt auf Basis tief verankerter Ungleich-

heiten oder Geschlechtsstereotypen. Auch im Kanton Zürich ist geschlechts-

spezifische Gewalt eine Realität, die uns alle, insbesondere auch die Männer, 

etwas angeht.  

Jedes Jahr vom 25. November bis 10. Dezember engagieren sich über 300 

Organisationen in der ganzen Schweiz im Rahmen der Kampagne «16 Tage 

gegen Gewalt an Frauen». Mit dieser Erklärung möchten wir auch im Kanton 

Zürich ein klares Bekenntnis für die Bekämpfung geschlechtsspezifischer 

Gewalt machen. Das diesjährige Fokusthema der Kampagne richtet den 

Blick auf geschlechtsspezifische Gewalt gegen Menschen mit Behinderun-

gen. Geschlechtsspezifische Gewalt trifft Menschen mit Behinderungen oft 

besonders hart, weil die Strukturen nicht auf sie ausgerichtet sind und weil 

ihre Stimmen zu wenig gehört werden. Frauen und queere Menschen mit 

Behinderungen erleben zwei- bis viermal häufiger geschlechtsspezifische 

Gewalt als jene ohne. Besonders gefährdet sind jene, die auf Unterstützung 

angewiesen sind, die in Institutionen leben oder unsichtbare Behinderungen 

haben. Sie sind Übergriffen, Machtmissbrauch und Vernachlässigung ausge-

setzt und doch fehlen sie in den Statistiken. Zu oft bleibt ihnen der Zugang 

zu Schutz und Unterstützung verwehrt.  

Wir fordern repräsentative Statistiken, ausreichende Ressourcen und wirk-

same Rechte, polizeilicher Schutz bei Gefährdung, Zugang zu echter Unter-

stützung und Schutz für alle, ausgebildete Fachpersonen, die genügend Ent-

lastung erhalten, ein starkes, gerechtes und gut finanziertes Gesundheits- und 

Betreuungssystem und dass die Bedürfnisse von Betroffenen im Zentrum 

stehen. Menschen mit Behinderungen bleiben oft unsichtbar – in Medien, in 

der Politik, im Alltag – und diese Unsichtbarkeit erhöht das Risiko von Ge-

walt. Viele erleben aufgrund ihres Geschlechts und ihrer Behinderung Mehr-

fachdiskriminierungen, was Gewalt und Ausgrenzung verstärkt. Gewalt zu 

bekämpfen, heisst deshalb immer auch, Diskriminierungen in allen Formen 

abzubauen.  

Mit der Istanbul-Konvention und der UNO-Behindertenrechtskonvention 

haben sich die Schweiz und auch der Kanton Zürich verpflichtet, griffige 

Massnahmen zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt und gegen 

die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen zu ergreifen. Ja, im 

Kanton Zürich wurden in den letzten Jahren einige Fortschritte erreicht. 

Doch noch immer fehlt es an barrierefreien Beratungsstellen, an Plätzen in 
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Frauenhäusern, an ausreichenden Ressourcen, an Fachschulungen und einer 

konsequenten Täterarbeit. Und diese Massnahmen kosten Geld. Wir appel-

lieren an Sie, geschätzte Ratskolleginnen und -kollegen aller Fraktionen, mit 

uns gemeinsam für wirksame Massnahmen gegen Gewalt an Frauen einzu-

stehen und die benötigten Mittel dafür auch schnell und unkompliziert zu 

sprechen. Lassen wir nicht zu, dass weitere Frauen Opfer von Gewalt wer-

den. Ni una menos! 

 

Fraktionserklärung der SVP betreffend «Gewalt gegen Frauen»  

Anita Borer (SVP, Uster): Die steigende Gewalt macht auch uns Sorgen. In 

aller Deutlichkeit halten wir fest: Wir verurteilen jegliche Gewalt aufs 

Schärfste. Jede Tat ist eine zu viel, jedes Opfer ist eines zu viel. Für uns ist 

klar: Es muss alles getan werden, um Gewaltopfer zu schützen und Täter zur 

Rechenschaft zu ziehen.  

Somit sind wir gleich beim springenden Punkt: Wer schützen will, muss auch 

über die Täter und die Ursachen sprechen. Genau das fehlt uns bei Ihrer Ana-

lyse auf der linken Seite. Darum sehen wir uns in der Pflicht, heute die ganze 

unangenehme Wahrheit anzusprechen und sind froh, dass auch FDP, Mitte 

und GLP dies erwähnt haben. Die Zusatzerhebung des BFS (Bundesamt für 

Statistik) zu den Tötungsdelikten im häuslichen Bereich zeigt nämlich Fol-

gendes: 58 Prozent der männlichen Tatverdächtigen sind ausländischer Her-

kunft. Ausländische Männer gehören mit 1,7 pro 100'000 Einwohner rund 

2,8-mal öfter zu den Tatverdächtigen als Schweizer Männer. Eine Überver-

tretung zeigt sich auch bei den Sexualdelikten im Kanton Zürich. In 3,5 Pro-

zent der Fälle sind Afghanen die Tatverdächtigen, obwohl diese nur 0,4 Pro-

zent der Bevölkerung ausmachen.  

Viele dieser Männer stammen aus Kulturen, in denen Frauen untergeordnet 

sind. Es ist eindeutig, wir importieren Kriminalität und frauenfeindliche Rol-

lenbilder. Trotz der klaren Faktenlage blenden Sie diese Realität komplett 

aus und öffnen Tür und Tor, weitgehend unkritisch, für die Zuwanderung 

aus solchen Herkunftsgebieten. Anstatt dessen verallgemeinern Sie oft und 

entwerfen ein toxisches Männerbild.  

Wer die wahren Ursachen verschweigt, lässt die Opfer im Stich. Die Schweiz 

ist ein Rechtsstaat, sie darf kein Rückzugsort für Gewalttäter sein. Wer 

Frauen, wer die Menschen in unserem Land angreift, hat hier nichts verloren 

– Punkt. Darum fordern wir erneut und mit Nachdruck auch in Richtung 

Bundesbern, erstens: Straffällige Asylmigranten sind konsequent auszu-

schaffen, der Druck, Rücknahmeabkommen abzuschliessen, muss erhöht 

werden. Zweitens: Der Asyl- und Kriminaltourismus ist einzudämmen, 

Grenzkontrollen sind wieder einzuführen. Drittens: Es ist lückenlose Trans-
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parenz zu schaffen. Bund und Kanton sollen auch die Angaben zur Nationa-

lität und Herkunft bei Gewalt an Frauen künftig in der Polizeistatistik aus-

weisen.  

Wir müssen unsere humanitäre Tradition und unsere Kinder, Frauen und 

Männer schützen, indem wir konsequent sind. Wir stehen an der Seite der 

Frauen und aller Opfer. Wir beschönigen nicht, wir schützen nicht die Täter, 

wir schützen Leben. Das sind wir unseren Bürgerinnen und Bürgern und un-

seren Frauen in diesem Land schuldig. 

 

 

Schluss der Sitzung: 11.40 Uhr 

 

 

Es findet eine Nachmittagssitzung mit Beginn um 14.30 Uhr statt. 

 

 

Zürich, den 24. November 2025 Die Protokollführerin: 

 Heidi Baumann 
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